
Landeshochschulgesetz Baden-Württemberg (LHG B-W) vom 01.01.2005, zuletzt 
geändert am 11.02.2023 

§ 32a Online-Prüfungen 

(1) 1Prüfungen, die unter Einsatz elektronischer Informations- und 
Kommunikationssysteme erbracht werden (Online-Prüfungen), regeln die Hochschulen 
durch die Prüfungsordnung nach § 32  

. 2In Textform erbrachte, mündliche oder praktische Online-Prüfungen, die jeweils unter 
Videoaufsicht durchgeführt werden, sind nach Maßgabe der Absätze 3 bis 6 sowie des § 
32b zulässig. 3Prüfungen nach Satz 2 sind, soweit sie nicht in Räumen der Hochschule 
oder in Testzentren durchgeführt werden, freiwillig. 4Die Freiwilligkeit der Teilnahme kann 
insbesondere dadurch sichergestellt werden, dass eine termingleiche Vor-Ort-Prüfung als 
Alternative angeboten wird, soweit eine solche rechtlich zulässig ist. 

(2) 1Für die Online-Prüfung sind ausschließlich von der Hochschule oder in ihrem Auftrag 
von Dritten betriebene elektronische Informations- und Kommunikationssysteme 
zulässig. 2Der Einsatz privater Endgeräte im Rahmen der Online-Prüfung bleibt 
unberührt. 3Bei der Nutzung der Informations- und Kommunikationssysteme nach Satz 1 
dürfen personenbezogene Daten verarbeitet werden, soweit dies für die Online-Prüfung 
erforderlich ist. 

(3) 1Über die Durchführung von Online-Prüfungen unter Videoaufsicht sind die 
Studierenden zu informieren; die Information soll vor dem Zeitpunkt der Anmeldung 
erfolgen. 2Dies umfasst die Information über 

• 1.die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten, 
• 2.die technischen Anforderungen an die elektronischen Informations- und 

Kommunikationssysteme, insbesondere eine zur Gewährleistung einer für 
eine Videoaufsicht oder die Videokonferenz ausreichenden Bild- und 
Tonübertragung, sowie an die Internetverbindung, 

• 3.die organisatorischen Bedingungen einer ordnungsgemäßen Prüfung und 
• 4.die Freiwilligkeit der Teilnahme an einer OnlinePrüfung unter Videoaufsicht 

und den Zeitpunkt, bis zu dem von der Online-Prüfung zurückgetreten werden 
kann. 

3Die Hochschule soll der Prüfungsteilnehmerin oder dem Prüfungsteilnehmer rechtzeitig 
vor der Prüfung die Möglichkeit einräumen, die Rahmenbedingungen der Online-Prüfung 
in Bezug auf Technik, Ausstattung und räumliche Umgebung zu erproben. 

(4) Vor Beginn einer Online-Prüfung unter Videoaufsicht muss die Prüfungsteilnehmerin 
oder der Prüfungsteilnehmer ihre oder seine Identität auf Aufforderung nachweisen, 
insbesondere durch das Zeigen eines amtlichen Lichtbildausweises oder eines 
Studierendenausweises mit Lichtbild. 

(5) 1Online-Prüfungen in Textform unter Videoaufsicht werden durch in der Regel 
wissenschaftliches Personal der Hochschule im Sinne des § 44 durchgeführt; mündliche 
oder praktische Online-Prüfungen unter Videoaufsicht werden als Videokonferenz 
durchgeführt. 2Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen ist die Prüfungsteilnehmerin 
oder der Prüfungsteilnehmer bei Online-Prüfungen unter Videoaufsicht verpflichtet, die 
Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Aufsicht eingesetzten 
Kommunikationseinrichtungen zu aktivieren, soweit dies für das Prüfungsformat 
erforderlich ist. 3Die Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer haben bei 
Prüfungen außerhalb der Hochschule und von Testzentren bei der Wahl des Prüfungsorts 
und der Ausrichtung von Kamera und Mikrofon dafür Sorge zu tragen, dass nicht Bilder 
oder Töne Dritter übertragen werden. 4Eine darüberhinausgehende Raumüberwachung 
findet nicht statt. 5Das kurzzeitige Verlassen des Sitzplatzes ist nach Anforderung der 
Prüfungsteilnehmerin oder des Prüfungsteilnehmers zulässig. 6Die Videoaufsicht ist im 
Übrigen so einzurichten, dass der Persönlichkeitsschutz und die Privatsphäre der 



Betroffenen nicht mehr als zu berechtigten Kontrollzwecken erforderlich eingeschränkt 
werden. 

(6) 1Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder 
Tondaten ist unzulässig, soweit sie nicht zur Übertragung der Online-Prüfung unter 
Videoaufsicht erforderlich ist; die Verbindungsdaten sind unverzüglich zu löschen. 2Die 
Regelungen der Prüfungsordnungen zu den Prüfungsprotokollen bleiben unberührt. 

§ 32b Technische Störung 

(1) 1Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die 
Übermittlung der Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei 
einer Online-Prüfung unter Videoaufsicht nachweislich technisch nicht durchführbar, wird 
die Prüfung im jeweiligen Stadium beendet und die Prüfungsleistung nicht gewertet. 2Der 
Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 

(2) 1Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer Online-Prüfung unter Videoaufsicht 
nachweislich vorübergehend gestört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung 
fortgesetzt. 2Dauert die technische Störung an, so dass die Prüfung nach der Beurteilung 
durch die Prüferin oder den Prüfer nicht ordnungsmäßig fortgeführt werden kann, gilt 
Absatz 1 Sätze 1 und 2 entsprechend. 

Bayerisches Hochschulinnovationsgesetz (BayHSchG) vom 05.08.2022, zuöetzt 
geändert am 23.07.2024 

Art. 84 Prüfungen, Prüfungsordnungen, Verordnungsermächtigung 

(1) 1Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder eine 
kirchliche Prüfung abgeschlossen. 2In Bachelor- und Masterstudiengängen finden die 
Prüfungen der Bachelor- oder Masterprüfung studienbegleitend statt (Modulprüfungen), in 
den sonstigen Studiengängen soll dies angestrebt werden. 3In sonstigen grundständigen 
Studiengängen findet spätestens bis zum Ende des vierten Semesters eine Vor- oder 
Zwischenprüfung statt. 4Der Übergang in das Hauptstudium setzt in der Regel die 
erfolgreiche Ablegung der Vor- oder Zwischenprüfung voraus. 5Soweit Studiengänge mit 
einer staatlichen Prüfung abschließen, können staatliche Vor- oder Zwischenprüfungen 
oder entsprechende Hochschulprüfungen vorgesehen werden. 6Im Studiengang 
Rechtswissenschaft wird eine Zwischenprüfung als Hochschulprüfung durchgeführt. 7Das 
Ablegen von Hochschulprüfungen setzt die Immatrikulation gemäß Art. 87 Abs. 1 Satz 
1 voraus; dies gilt nicht in den Fällen des Abs. 5, Art. 77 Abs. 7, Art. 87 Abs. 1 Satz 5 und 
6 sowie Art. 97 Abs. 1  Satz 1. 

(2) 1Hochschulprüfungen werden aufgrund von Prüfungsordnungen abgenommen, die von 
den Hochschulen durch Satzung erlassen werden und der Genehmigung durch die 
Präsidentin oder den Präsidenten bedürfen. 2Die Genehmigung wird versagt, wenn die 
Prüfungsordnung 

• 1.gegen eine Rechtsvorschrift verstößt, 
• 2.eine mit Art. 79 Abs. 2  unvereinbare Regelstudienzeit vorsieht, 
• 3.einer Empfehlung oder Vereinbarung der Länder in der Bundesrepublik 

Deutschland nicht entspricht, mit der die Einheitlichkeit oder die 
Gleichwertigkeit der Ausbildung oder der Abschlüsse und die Möglichkeit des 
Hochschulwechsels gewährleistet werden, soweit dieses Gesetz keine 
abweichenden Regelungen trifft, 

• 4.keine Schutzbestimmungen entsprechend dem Mutterschutzgesetz sowie 
entsprechend den Fristen des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes über 
die Elternzeit oder entsprechend den Fristen des Pflegezeitgesetzes über die 
Pflegezeit enthält oder deren Inanspruchnahme nicht ermöglicht oder 



• 5.die besonderen Belange Studierender mit Behinderung oder chronischer 
Erkrankung im Sinne des 
Bayerischen Behindertengleichstellungsgesetzes zur Wahrung ihrer 
Chancengleichheit nicht berücksichtigt. 

3Art. 80 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3) 1Die Prüfungsordnung regelt die wesentlichen Fragen im Hinblick auf 
Prüfungsanforderungen und Prüfungsverfahren, insbesondere 

• 1.den Zweck der Prüfung, die Gegenstände der Prüfung und die 
Anforderungen in der Prüfung, 

• 2.die Prüfungsorgane, 
• 3.die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung, für den Erwerb der 

Zulassungsvoraussetzungen und deren Wiederholbarkeit, 
• 4.das Verfahren zur Anerkennung und Anrechnung von Kompetenzen 

nach Art. 86, 
• 5.die Regeltermine für die Modulprüfungen sowie die Vor-, Zwischen- und 

Abschlussprüfung oder die Fristen für die Meldung zu diesen Prüfungen, 
• 6.die Regelstudienzeit und die erforderlichen Module einschließlich der 

erforderlichen Leistungspunkte sowie den Umfang der erforderlichen 
Lehrveranstaltungen; die Prüfungsordnung kann bei Studiengängen, die in 
Teilzeit oder berufsbegleitend durchgeführt werden, vorsehen, dass in den 
Semestern höchstens eine bestimmte Anzahl an Leistungspunkten erworben 
werden kann; überschreiten Studierende diese Anzahl in einem oder 
mehreren Semestern, gilt Art. 86 Abs. 3 Satz 4 entsprechend, 

• 7.die Bekanntmachung der Prüfung und die Benachrichtigung der 
Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, 

• 8.die Form und das Verfahren der Prüfung einschließlich der 
Bearbeitungszeiten sowie den Nachteilsausgleich für Studierende in 
besonderen Lebenslagen, 

• 9.die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 
• 10.die Grundsätze für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen und 

die Ermittlung des Prüfungsgesamtergebnisses; schriftliche 
Prüfungsleistungen, die als nicht bestanden bewertet werden sollen, werden 
von zwei Prüferinnen oder Prüfern bewertet; mündliche Prüfungen sind 
mindestens von einer Prüferin oder einem Prüfer und einer sachkundigen 
Beisitzerin oder einem sachkundigen Beisitzer durchzuführen, 

• 11.die Wiederholung der Prüfung, wobei durch studienorganisatorische 
Maßnahmen sicherzustellen ist, dass die Wiederholung in der Regel innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten möglich ist; bei Modulstudien kann die Prüfung 
einmal wiederholt werden, 

• 12.den nach bestandener Prüfung zu verleihenden akademischen Grad. 
2Nähere Regelungen im Einzelnen können auch in Richtlinien der Hochschulen getroffen 
werden. 3Für geeignete Prüfungen kann die Prüfungsordnung regeln, dass eine erstmals 
nicht bestandene Prüfung nach Maßgabe der Prüfungsordnung als nicht abgelegt gilt 
(freier Prüfungsversuch). 4Satz 3 gilt nicht für die Abschlussarbeit. 

(4) 1Die Studierenden können von den Regelterminen und Fristen nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 
5 nach Maßgabe der Prüfungsordnung abweichen. 2Die Prüfungsordnung darf eine 
Verschiebung zulassen 

• 1.für die Bachelor- und Masterprüfung sowie die Abschlussprüfung in 
sonstigen postgradualen Studiengängen um höchstens zwei Semester, 

• 2.für die Vor- und Zwischenprüfung um höchstens ein Semester, 
• 3.für die Abschlussprüfung in sonstigen grundständigen Studiengängen um 

höchstens vier Semester. 
3Die Fristen können nach Maßgabe der Prüfungsordnung um die für die Wiederholung von 
Prüfungen benötigten Semester verlängert werden. 4Überschreiten Studierende aus von 



ihnen zu vertretenden Gründen die in der Prüfungsordnung festgelegten Fristen für die 
Meldung zur Prüfung oder für die Ablegung der Prüfung oder legen sie eine Prüfung, zu 
der sie sich gemeldet haben, aus von ihnen zu vertretenden Gründen nicht ab, gelten die 
nicht fristgerecht abgelegten Prüfungsteile als abgelegt und nicht 
bestanden. 5Überschreiten Studierende einer Hochschule für Musik aus von ihnen zu 
vertretenden Gründen die Fristen nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 oder legen sie eine Prüfung, zu 
der sie sich gemeldet haben, aus von ihnen zu vertretenden Gründen nicht ab, gilt die 
Prüfung als abgelegt und nicht bestanden. 

(5) 1Hochschulen für angewandte Wissenschaften, an denen Bachelorstudiengänge 
Übersetzen und Dolmetschen bestehen, können im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium in anderen als den in diesen Studiengängen angebotenen 
Fremdsprachen Hochschulprüfungen für nicht immatrikulierte Personen durchführen 
(Externenprüfungen). 2Diese Personen müssen über die Qualifikation für ein Studium an 
einer Hochschule für angewandte Wissenschaften in Bayern verfügen und die staatliche 
Prüfung für Übersetzerinnen und Übersetzer oder die staatliche Prüfung für 
Übersetzerinnen und Dolmetscherinnen oder Übersetzer und Dolmetscher in der 
betreffenden Fremdsprache in Bayern abgelegt haben. 3Voraussetzung ist eine 
ausreichend breite Vertretung des jeweiligen Fachs einschließlich der erforderlichen 
fachlichen Prüfungskompetenz durch das hauptberuflich tätige wissenschaftliche und 
künstlerische Personal an dieser Hochschule oder an einer mit dieser kooperierenden 
Hochschule. 4Externenprüfungen sind wie ein Studiengang akkreditierungspflichtig 
gemäß Art. 7 Abs. 4; die Rechtsverordnung nach Art. 7 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) 1Zur Erprobung neuer oder effizienterer Prüfungsmodelle kann das Staatsministerium 
durch Rechtsverordnung vorsehen, dass Prüfungen, sofern sie ihrer Natur nach dafür 
geeignet sind, in elektronischer Form und ohne die Verpflichtung durchgeführt werden 
können, persönlich in einem vorgegebenen Prüfungsraum anwesend sein zu müssen. 2In 
der Rechtsverordnung werden insbesondere Bestimmungen getroffen 

• 1.zur Sicherung des Datenschutzes, 
• 2.zur Sicherung persönlicher Leistungserbringung durch die zu Prüfende oder 

den zu Prüfenden während der gesamten Prüfungsdauer, 
• 3.zur eindeutigen Authentifizierung der oder des zu Prüfenden, 
• 4.zur Verhinderung von Täuschungshandlungen, 
• 5.zum Umgang mit technischen Problemen. 

3Im Übrigen bleiben Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 und Art. 4 Abs. 5 Satz 2 Nr. 5 unberührt. 4Das 
Staatsministerium evaluiert diese Bestimmung sowie die darauf aufbauenden 
Prüfungsregelungen spätestens zum Jahresende 2024 und berichtet hierzu dem 
Landtag. 5Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Prüfungen oder Verfahren mit 
Prüfungscharakter im Rahmen der Art. 88 Abs. 6Satz 4, Art. 89 Abs. 1, 2 und 4 und 
Art. 90 Abs. 1 Satz 2 sowie mündliche Prüfungen nach Art. 97 Abs. 1 Satz 1. 

Verordnung zur Erprobung elektronischer Fernprüfungen an den Hochschulen in Bayern 

(Bayerische Fernprüfungserprobungsverordnung – BayFEV) vom 16.09.2020, zuletzt 
geändert am 23.07.2024 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) 1Diese Verordnung gilt für elektronische Fernprüfungen an staatlichen und staatlich 
anerkannten Hochschulen in Bayern. 2Dies sind Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür 
geeignet sind, in elektronischer Form und ohne die Verpflichtung, persönlich in einem 
vorgegebenen Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden. 

(2) 1Die elektronische Fernprüfung soll als zeitgemäße Prüfungsform erprobt werden. 2Sie 
kann auch als Alternative zu einer Präsenzprüfung angeboten werden, wenn und soweit 
diese als Folge von Einschränkungen und Hindernissen aufgrund einer Pandemie, 



Epidemie oder eines anderen erheblichen Infektionsgeschehens nicht oder nicht für alle 
Studierenden durchgeführt werden kann. 

§ 2 Prüfungsformen 

(1) Elektronische Fernprüfungen können in Form schriftlicher Aufsichtsarbeiten 
(Fernklausur) oder als mündliche oder praktische Fernprüfung angeboten werden. 

(2) Fernklausuren werden in einem vorgegebenen Zeitfenster unter Verwendung 
elektronischer Kommunikationseinrichtungen mit Videoaufsicht nach § 6 Abs. 1 Satz 
1 angefertigt. 

(3) Mündliche und praktische Fernprüfungen werden als Videokonferenz 
nach § 7 Abs. 1 durchgeführt. 

§ 3 Prüfungsmodalitäten 

(1) 1Wird eine elektronische Fernprüfung angeboten, ist dies grundsätzlich zu 
Veranstaltungsbeginn festzulegen. 2Falls dies nicht möglich ist, erfolgt die Festlegung in 
einem angemessenen Zeitraum vor der Prüfung. 

(2) Gleichzeitig werden die Studierenden informiert über 

• 1.die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach § 4, 
• 2.die technischen Anforderungen an die einzusetzenden 

Kommunikationseinrichtungen, die für eine ordnungsgemäße Durchführung 
der Prüfung erfüllt sein müssen, insbesondere das Bestehen einer geeigneten 
Bild- und Tonübertragung zur Videoaufsicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 oder 
Videokonferenz nach § 7 sowie eine qualitativ ausreichende 
Internetverbindung und 

• 3.die organisatorischen Bedingungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 
(3) Es soll für die Studierenden die Möglichkeit bestehen, die Prüfungssituation in Bezug 
auf die Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der Prüfung zu 
erproben. 

§ 4 Datenverarbeitung 

(1) 1Im Rahmen elektronischer Fernprüfungen dürfen personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, soweit dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Prüfung 
zwingend erforderlich ist.2Dies gilt insbesondere für Zwecke der Authentifizierung 
nach § 5 und der Videoaufsicht nach § 6. 

(2) 1Die Hochschulen stellen sicher, dass die bei der Durchführung einer elektronischen 
Fernprüfung anfallenden personenbezogenen Daten im Einklang mit den 
datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit der Verordnung (EU) 2016/679 
(Datenschutz-Grundverordnung – DSGVO), verarbeitet werden. 2Soll eine Übertragung 
personenbezogener Daten in ein Land außerhalb der Europäischen Union erfolgen, sind 
insbesondere die weiteren Anforderungen der Art. 44 bis 50 DSGVO zu beachten. 

(3) 1Die Studierenden sind in präziser, transparenter, verständlicher und leicht 
zugänglicher Form insbesondere darüber zu informieren, zu welchem Zweck 
personenbezogene Daten verarbeitet werden und wann diese wieder gelöscht 
werden. 2Auf die Betrofffenenrechte nach den Art. 12 bis 21 DSGVO ist ausdrücklich 
hinzuweisen. 

(4) Bei elektronischen Fernprüfungen sind Lernmanagementsysteme, 
Prüfungsplattformen, Videokonferenzsysteme und andere technische Hilfsmittel so zu 
verwenden, dass notwendige Installationen auf den elektronischen 



Kommunikationseinrichtungen der Studierenden nur unter den folgenden 
Voraussetzungen erfolgen: 

• 1.Die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird 
außerhalb der Prüfung nicht und währenddessen nur in dem zur 
Sicherstellung der Authentifizierung sowie der Unterbindung von 
Täuschungshandlungen notwendigen Maße beeinträchtigt, 

• 2.die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung 
wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt, 

• 3.die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung 
befindlichen Informationen wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt und 

• 4.eine vollständige Deinstallation ist nach der Fernprüfung möglich. 

§ 5 Authentifizierung 

(1) 1Vor Beginn einer elektronischen Fernprüfung erfolgt die Authentifizierung mit Hilfe 
eines gültigen Lichtbildausweises, der nach Aufforderung vorzuzeigen ist. 2Die 
Hochschulen können weitere, gleich geeignete Authentifizierungsverfahren durch Satzung 
festlegen, die sie neben der Authentifizierung nach Satz 1 zusätzlich anbieten. 

(2) 1Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung verarbeiteten 
Daten über eine technisch notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist 
unzulässig. 2Personenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich 
zu löschen. 

§ 6 Videoaufsicht bei Fernklausuren 

(1) 1Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen während einer Fernklausur sind die 
Studierenden verpflichtet, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten 
Kommunikationseinrichtungen zu aktivieren (Videoaufsicht). 2Eine darüberhinausgehende 
Raumüberwachung findet nicht statt. 3Die Videoaufsicht ist im Übrigen so einzurichten, 
dass der Persönlichkeitsschutz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den 
berechtigten Kontrollzwecken erforderlich eingeschränkt werden. 

(2) 1Die Videoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschulen. 2Eine 
automatisierte Auswertung von Bild- oder Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 

(3) 1Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder 
Tondaten ist nicht zulässig. 2§ 5 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) 1Abweichend von den Abs. 2 und 3 kann die Videoaufsicht auch automatisiert erfolgen, 
wenn die elektronische Fernprüfung als Alternative zu einer Präsenzprüfung 
nach § 1 Abs. 2 Satz 2 angeboten werden soll, kein ausreichendes Aufsichtspersonal für 
die Durchführung der Videoaufsicht nach Abs. 2 Satz 1 zur Verfügung steht 
(Kapazitätsüberlastung) und die Studierenden ihre ausdrückliche Einwilligung erklärt 
haben. 2Die Studierenden sind vor Erteilung der Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 Buchst. a 
DSGVO über die Wirkungsweise einer automatisierten Videoaufsicht und die bestehenden 
Möglichkeiten zur Ablegung einer Präsenzprüfung zu unterrichten. 3Die 
Kapazitätsüberlastung ist zu dokumentieren. 4Personenbezogene Daten, die bei einer 
automatisierten Videoaufsicht verarbeitet werden, dürfen nicht länger gespeichert werden, 
als dies zu Kontrollzwecken unbedingt erforderlich ist. 5Die Erstellung von 
Persönlichkeitsprofilen ist unzulässig. 

§ 7 Mündliche und praktische Fernprüfungen 

(1) Für die zur Durchführung der mündlichen oder praktischen Fernprüfung notwendige 
Übertragung von Bild und Ton (Videokonferenz) über die Kommunikationseinrichtung der 
Studierenden gilt § 6 Abs. 1 und 2 entsprechend. 



(2) 1Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder 
Tondaten ist nicht zulässig. 2§ 5 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 3Die wesentlichen Inhalte 
der mündlichen Fernprüfung werden von einem Prüfer oder Beisitzer protokolliert. 

§ 8 Wahlrecht 

(1) 1Die Teilnahme an elektronischen Fernprüfungen erfolgt auf freiwilliger Basis. 2Die 
Freiwilligkeit der Teilnahme ist grundsätzlich auch dadurch sicherzustellen, dass eine 
termingleiche Präsenzprüfung als Alternative angeboten wird. 3Termingleich sind 
Prüfungen, die innerhalb desselben Prüfungszeitraums unter strenger Beachtung der 
Grundsätze der Chancengleichheit stattfinden. 

(2) 1Soll die elektronische Fernprüfung nach § 1 Abs. 2 Satz 2 angeboten werden, stellen 
die Hochschulen fest, ob und für wie viele Studierende eine Präsenzprüfung unter 
Beachtung der jeweils geltenden infektionsschutzrechtlichen Vorgaben und Empfehlungen 
angeboten werden kann. 2Kann eine Präsenzprüfung nicht durchgeführt werden oder 
melden sich zu viele Studierende für die Alternative der Präsenzprüfung an, können die 
Hochschulen Studierende auf den voraussichtlich nächstmöglichen 
Präsenzprüfungstermin verweisen. 3Prüfungsrechtliche Nachteile dürfen dadurch nicht 
entstehen. 4Hierzu legen die Hochschulen Kriterien fest, wobei die Auswahl vorrangig 
nach dem Studienfortschritt erfolgen soll. 5Den betroffenen Studierenden muss ein 
Wechsel zur elektronischen Fernprüfung ermöglicht werden. 

§ 9 Technische Störungen 

(1) 1Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die 
Übermittlung der Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei 
einer Fernklausur technisch nicht durchführbar, wird die Prüfung im jeweiligen Stadium 
beendet und die Prüfungsleistung nicht gewertet. 2Der Prüfungsversuch gilt als nicht 
vorgenommen. 3Dies gilt nicht, wenn den Studierenden nachgewiesen werden kann, dass 
sie die Störung zu verantworten haben. 4Das Wahlrecht nach § 8 bleibt unberührt. 

(2) 1Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer mündlichen Fernprüfung vorübergehend 
gestört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung fortgesetzt. 2Dauert die technische 
Störung an, so dass die mündliche Prüfung nicht ordnungsmäßig fortgeführt werden kann, 
wird die Prüfung zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt. 3Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt 
entsprechend. 4Tritt die technische Störung auf, nachdem bereits ein wesentlicher Teil der 
Prüfungsleistung erbracht wurde, kann die Prüfung fernmündlich ohne Verwendung eines 
Videokonferenzsystems fortgesetzt und beendet werden. 5Bei praktischen Prüfungen 
gelten die Sätze 1 bis 4 entsprechend. 

§ 10 Übungsklausuren 

1Die Hochschulen können Verfahren der Videoaufsicht durch automatisierte Auswertung 
von Bild- oder Tondaten erproben, wenn diese auf Übungsklausuren beschränkt 
bleiben. 2§ 8 Abs. 1Satz 2 gilt entsprechend. 3Die Studierenden müssen auf der 
Grundlage von Informationen nach § 3 Abs. 2 ausdrücklich in die mit dieser Prüfungsform 
verbundene Datenverarbeitung eingewilligt haben. 

§ 11 Hochschulen 

(1) Das Satzungsrecht der Hochschulen nach Art. 13 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit 
Art. 61 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 des Bayerischen Hochschulgesetzes 
(BayHSchG) bleibt im Übrigen unberührt. 



(2) Hochschulen, die elektronische Fernprüfungen durchführen, sind verpflichtet, an der 
Evaluierung nach Art. 61 Abs. 10 Satz 4 BayHSchG mitzuwirken. 

§ 12 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 20. April 2020 in Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt am 31. Dezember 2024 außer Kraft. 

 

Gesetz über die Hochschulen im Land Berlin 
(Berliner Hochschulgesetz – BerlHG) vom 26.07.2011, zuletzt geändert am 
10.07.2024 

§ 32 Durchführung von Hochschulprüfungen 

(1) Die Organisation der Prüfungen obliegt Prüfungsausschüssen, in denen 
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen die Mehrheit der Stimmen haben und ein 
Hochschullehrer oder eine Hochschullehrerin den Vorsitz führt. 

(2) Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen bewertet werden, die mindestens die 
durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 

(3) 1Prüfungsberechtigt sind Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen im Sinne 
des § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 sowie hauptberuflich tätige Lehrkräfte, die zu 
selbstständiger Lehre berechtigt sind, und Lehrbeauftragte. 2Prüfungen sollen vorrangig 
von Hochschullehrern und Hochschullehrerinnen abgenommen 
werden. 3Studienbegleitende Prüfungen können auch von den jeweiligen Lehrkräften 
abgenommen werden. 

(4) Die Studien- und Prüfungsordnungen oder die Rahmenstudien- und -prüfungsordnung 
können vorsehen, dass in der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene Personen auch 
dann zu Prüfern oder Prüferinnen bestellt werden können, wenn sie keine Lehre ausüben. 

(5) Gruppenarbeiten dürfen zugelassen und die Gruppenleistungen als solche bewertet 
werden, wenn Einzelleistungen der Prüfungskandidaten und Prüfungskandidatinnen 
abgrenzbar und bewertbar sind. 

(6) Hochschulprüfungen können vor Ablauf der für die Meldung festgelegten Fristen 
abgelegt werden, sofern die für die Zulassung zur Prüfung erforderlichen Leistungen 
nachgewiesen sind. 

(7) Mündliche Prüfungen finden hochschulöffentlich statt, es sei denn, ein 
Prüfungskandidat oder eine Prüfungskandidatin widerspricht. 

(8) 1Hochschulprüfungen können auch in digitaler Form durchgeführt werden. 2Näheres, 
einschließlich Regelungen zur diesbezüglich erforderlichen Verarbeitung 
personenbezogener Daten, regelt die Hochschule in der Rahmenstudien- und -
prüfungsordnung. 

Brandenburgisches Hochschulgesetz (BbgHG) vom 09.04.2024, zuletzt 
geändert am 21.06.2024 

§ 23 Prüfungsordnungen für Hochschulprüfungen; Verordnungsermächtigung 

(1) 1Hochschulprüfungen werden aufgrund von Prüfungsordnungen der Fachbereiche und 
der Rahmenordnung nach § 24 abgelegt. 2Die Prüfungsanforderungen und -verfahren sind 
so zu gestalten, dass die Abschlussprüfung innerhalb der Regelstudienzeit vollständig 
abgelegt werden kann. 3§ 20 Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. 4Prüfungsordnungen 



müssen die Inanspruchnahme der Schutzfristen aus § 3 des Mutterschutzgesetzes sowie 
der Fristen des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes ermöglichen. 5Ein 
Nachteilsausgleich für Studierende mit nachgewiesenen körperlichen, geistigen oder 
psychischen Beeinträchtigungen und Behinderungen zur Anerkennung gleichwertiger 
Leistungen in anderer Form oder verlängerter Zeit ist vorzusehen. 

(2) 1Prüfungsordnungen werden von dem nach der Grundordnung zuständigen Organ des 
Fachbereichs erlassen und bedürfen der Genehmigung der Präsidentin oder des 
Präsidenten. 2Die Genehmigung ist insbesondere zu versagen, wenn die 
Prüfungsordnung eine mit § 19 Absatz 3 unvereinbare Regelstudienzeit 
vorsieht. 3Prüfungsordnungen, die Grundlage von Prüfungen sind, aufgrund derer eine 
Laufbahnbefähigung verliehen wird, sind der für die Hochschulen zuständigen obersten 
Landesbehörde vor Inkrafttreten anzuzeigen. 4§ 20 Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt 
entsprechend. 

(3) 1Für alle geeigneten Studiengänge sind in den Prüfungsordnungen die 
Voraussetzungen zu bestimmen, unter denen eine innerhalb der Regelstudienzeit 
abgelegte Abschlussprüfung im Falle des Nichtbestehens als nicht unternommen gilt 
(Freiversuch). 2Eine im Freiversuch bestandene Prüfung kann zur Notenverbesserung 
wiederholt werden. 

(4) 1Das für die Hochschulen zuständige Mitglied der Landesregierung kann insbesondere 
zur Gewährleistung der Gleichwertigkeit einander entsprechender Studien- und 
Prüfungsleistungen sowie Studienabschlüsse durch Rechtsverordnung Näheres zur 
Gestaltung von Prüfungsordnungen bestimmen. 2Zur Steigerung der Qualität von Studium 
und Lehre kann die Rechtsverordnung zur Erprobung an einzelnen Hochschulen oder 
hochschulübergreifend neue Prüfungsformate zulassen. 

(5) 1Prüfungsordnungen dürfen vorsehen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür 
geeignet sind, in elektronischer Form und ohne Verpflichtung, persönlich in einem 
bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden können. 2Im 
Fall des Satzes 1 muss die Prüfungsordnung insbesondere Bestimmungen enthalten 

• 1.zur Sicherung des Datenschutzes, 
• 2.zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung durch die Prüflinge 

während der gesamten Prüfungsdauer, 
• 3.zur eindeutigen Authentifizierung der Prüflinge, 
• 4.zur Verhinderung von Täuschungshandlungen, 
• 5.zum Umgang mit technischen Problemen und 
• 6.zur Sicherstellung einer Wahlmöglichkeit in Form einer termingleichen 

Präsenzprüfung als Alternative. 

Bremisches Hochschulgesetz (BremHG) vom 09.05.2007, zuletzt geändert am 
28.03.2023 

§ 59 Fernstudium, Multimedia 

(1) 1Bei der Reform von Studium und Lehre und bei der Bereitstellung des Lehrangebots 
sollen neben dem Präsenzstudium die Möglichkeiten eines Fernstudiums und der 
Informations- und Kommunikationstechnologie zur Entwicklung von digitalisierten Studien-, 
Lehr- und Prüfungsformaten genutzt werden. 2Das Land und die Hochschulen fördern 
dessen Entwicklung und Einsatz in Zusammenarbeit mit dem Bund, den Ländern und 
staatlichen oder staatlich geförderten Einrichtungen des Fernstudiums. 

(2) 1Eine Studien- oder Prüfungsleistung kann auch durch die erfolgreiche Teilnahme an 
einer anerkannten Fernstudieneinheit nachgewiesen werden, soweit diese im Rahmen von 
Absatz 1 Satz 2 entwickelt worden und dem entsprechenden Lehrangebot oder der 
entsprechenden Prüfungsleistung des Präsenzstudiums inhaltlich gleichwertig ist. 2Bei 
Hochschulprüfungen wird die inhaltliche Gleichwertigkeit von der Hochschule 
festgestellt. 3Wird das Studium durch eine staatliche Prüfung abgeschlossen, so regelt die 



Senatorin für Wissenschaft und Häfen die Feststellung der Gleichwertigkeit im 
Einvernehmen mit den zuständigen Behörden; die betroffenen Hochschulen sind zu hören. 

(3) Die Anerkennung kann einer überregionalen Stelle übertragen oder durch Abkommen 
mit anderen Ländern geregelt werden; dabei ist eine angemessene Mitwirkung der 
Hochschulen am Anerkennungsverfahren zu gewährleisten. 

§ 62 Prüfungsordnungen 

(1) 1Prüfungen können nur auf Grund vom Rektor oder der Rektorin genehmigter oder 
staatlich erlassener Prüfungsordnungen abgenommen werden. 2Die Prüfungsordnungen 
sind so zu gestalten, dass die Gleichwertigkeit einander entsprechender 
Studienabschlüsse und die Möglichkeit des Hochschulwechsels im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes gewährleistet sind. 3Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, 
bestehen sie aus einem auf die einzelnen bestehenden Hochschulgrade bezogenen 
allgemeinen Teil und einem die fachspezifischen Bestimmungen enthaltenden besonderen 
Teil und entsprechen den nachfolgend geregelten Anforderungen. 4Sofern Prüfungen in 
digitalisierten Formaten angeboten werden, kann die Senatorin für Wissenschaft und 
Häfen das Nähere zur Zulassung und Durchführung von Prüfungen und Prüfungsteilen in 
digitalisierten Formaten einschließlich von Regelungen zur eindeutigen Authentifizierung, 
zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung und zur Verhinderung von 
Täuschungshandlungen, zum Umgang mit technischen Problemen sowie zur Nutzung 
sicherer Übertragungssysteme und zur Sicherstellung der selbständigen und barrierefreien 
Nutzungsmöglichkeit durch Studierende mit Behinderungen und chronischen 
Erkrankungen durch eine Rechtsverordnung bestimmen. 5Die Hochschulen sollen die 
Einzelheiten zur Zulassung und Durchführung von Prüfungen und Prüfungsteilen in 
digitalisierten Formaten durch Satzung festlegen, soweit dazu keine abschließenden 
Regelungen durch Rechtsverordnung vorgesehen sind. 

(2) 1Die Prüfungsordnungen regeln insbesondere: 

• 1.Inhalt, Aufbau und Ziel des Studiums 
• 2.den Gegenstand der Prüfung und die Gliederung in Prüfungsabschnitte 

sowie die möglichen Prüfungsformate einschließlich digitalisierter Formen 
• 3.Prüfungsvoraussetzungen, -anforderungen und -verfahren sowie die 

Anrechnung nachgewiesener Kompetenzen und Fähigkeiten, die außerhalb 
des Hochschulbereichs erworben wurden und keine wesentlichen 
Unterschiede zu hochschulischen Studien- und Prüfungsleistungen aufweisen 

• 4.die Prüfenden im Sinne von Absatz 3 und die Prüfungsorgane 
• 5.die Beteiligung studentischer Vertreter oder studentischer Vertreterinnen 

und die Zulassung von Studierenden als Zuhörende 
• 6.die Zulassung von Gruppenleistungen mit individuell abgrenzbaren 

Leistungen 
• 7.Zahl, Art, Gewichtung und Bewertung von Prüfungsleistungen 
• 8.bei studienbegleitenden Prüfungen die Abfolge der Prüfungsleistungen 
• 9.die Fristen, innerhalb derer Prüfungsleistungen zu bewerten sind 
• 10.die Regelstudienzeit oder die erforderliche Leistungspunktezahl 
• 11.die Fristen für die Meldung zu den Prüfungen und zum Ablegen der 

Prüfung sowie die Voraussetzungen zum Ablegen der Prüfung vor Ablauf der 
für die Meldung festgesetzten Fristen und das Nähere zum Freiversuch 

• 12.die Anrechnung von Prüfungsleistungen und Studienzeiten oder 
erworbenen Leistungspunkten 

• 13.die Mitteilung von Ergebnissen und das Recht zur Akteneinsicht 
• 14.die Wiederholbarkeit von Prüfungen unter Beachtung 

des § 37 Absatz 1 Nummer 3 und Fristenregelung sowie im Fall besonderer 
Umstände sowohl den Rücktritt von Prüfungen und Prüfungsleistungen auch 
ohne Begründung und bis zum Beginn der Prüfung oder der Ausgabe der 



Aufgabenstellung als auch die Möglichkeit und die Voraussetzungen eines 
einmaligen Freiversuchs, soweit die Prüfung nicht vor Ablauf der für die 
Meldung festgesetzten Fristen im Sinne von Nummer 11 erfolgt 

• 15.Rechtsmittel und Verfahren 
• 16.Hochschulgrade oder sonstige Zeugnisse und Bewertungen 
• 17.Besonderheiten im Fall eines Studiums in Teilzeit nach § 55 Absatz 4. 

2In den Prüfungsordnungen kann vorgesehen werden, dass die Hochschule eine 
Versicherung an Eides statt über die Eigenständigkeit der erbrachten Prüfungsleistungen 
verlangen und abnehmen kann. 3Die Prüfungsordnungen müssen die Inanspruchnahme 
von Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und die Einhaltung von 
Beschäftigungsverboten sowie die Inanspruchnahme von Schutzfristen und Maßnahmen 
des Gesundheitsschutzes nach dem Mutterschutzgesetz gewährleisten sowie die 
besonderen Belange behinderter und chronisch kranker Menschen zur Wahrung der 
Chancengleichheit berücksichtigen. 4Die Prüfungsordnungen können für im 
Teilzeitstudium erbrachte Prüfungsleistungen gesonderte Regelungen zur Prüfungsart 
vorsehen. 5Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die Abschlussprüfung 
innerhalb der Regelstudienzeit, ersatzweise unmittelbar nach dem Erwerb der 
erforderlichen Leistungspunkte, abgelegt werden kann. 

(3) 1Zu Prüfenden können alle, die das Prüfungsfach in der Regel haupt- oder 
nebenberuflich lehren, auch soweit sie als Wissenschaftler oder Wissenschaftlerinnen 
außerhalb der Hochschulen an wissenschaftlichen Einrichtungen einschlägig tätig sind, 
bestellt werden. 2Zu Beisitzern oder Beisitzerinnen dürfen nur Personen bestellt werden, 
die die entsprechende Hochschulprüfung abgelegt haben oder eine gleichwertige 
Qualifikation besitzen. 3Abschlussprüfungen, Teile davon sowie Prüfungen, die nicht 
wiederholt werden können, sind von mindestens zwei Prüfenden zu bewerten. 

(4) 1Überschreiten Studierende die in der Prüfungsordnung festgelegte Regelstudienzeit 
um vier Semester, ohne sich zur Abschlussprüfung gemeldet zu haben, so werden sie von 
der Hochschule unter Fristsetzung aufgefordert, an einer besonderen Studienberatung 
teilzunehmen; bei erfolglosem Fristablauf können die Studierenden 
gemäß § 42exmatrikuliert werden. 2Das Sommersemester 2020 und das Wintersemester 
2020/2021 bleiben bei der Berechnung der Semesteranzahl nach Satz 1 außer Betracht, 
wenn Studierende ohne eigenes Verschulden die erforderlichen Studien- und 
Prüfungsleistungen nicht erbringen konnten. 3Ein eigenes Verschulden ist auch dann nicht 
gegeben, wenn die Studien- und Prüfungsleistungen aufgrund der mit den besonderen 
Umständen verbundenen Beeinträchtigungen in sozialer, familiärer, gesundheitlicher oder 
psychischer Hinsicht nicht erbracht werden konnten. 4Die Senatorin für Wissenschaft und 
Häfen kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass die Regelung der Sätze 2 und 3 
auch für das Sommersemester 2021 Anwendung findet, soweit es auch in diesem 
Semester aufgrund der Corona-Pandemie zu erheblichen Beeinträchtigungen im Studien- 
und Prüfungsverlauf kommt. 

Hamburgisches Hochschulgesetz (HmbHG) vom 18.07.2001, zuletzt geändert am 
22.10.2024 

§ 58 Fernstudium; Online-Lehre 

(1) Eine in einer Prüfungs- oder Studienordnung vorgesehene Leistung wird auch durch 
die erfolgreiche Teilnahme an einer staatlich anerkannten Fernstudieneinheit 
nachgewiesen, wenn die Einheit dem entsprechenden Lehrangebot des Präsenzstudiums 
gleichwertig ist; die Teilnahme an einer solchen Fernstudieneinheit wird wie das 
entsprechende Präsenzstudium auf die Studienzeit angerechnet. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Leistungen, die im Rahmen von Studieneinheiten 
erbracht werden, die über ein elektronisches Datenfernnetz angeboten werden (Online-
Lehre). 



§ 60 Hochschulprüfungsordnungen 

(1) Die Hochschulprüfungsordnungen regeln Prüfungsanforderungen und 
Prüfungsverfahren. 

(2) In Hochschulprüfungsordnungen, die Prüfungen in modularisierten Studiengängen, 
Zwischen- und Abschlussprüfungen oder Abschlussprüfungen betreffen, sind 
insbesondere Bestimmungen aufzunehmen über 

• 1.Inhalt und Aufbau des Studiums, Studienziel und Prüfungszweck; Inhalt und 
Aufbau des Studiums können auch in gesonderten Ordnungen 
(Studienordnungen) geregelt werden; in Studiengängen nach § 54 kann sich 
die Studienordnung darauf beschränken, auf eine bestimmte Fassung der in 
geeigneter Form anderweitig veröffentlichten Zusammenstellung der 
Modulbeschreibungen (Modulhandbuch) zu verweisen, 

• 2.die Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung, 
• 3.die Prüfungsfächer und ihre Gewichtung, 
• 4.Zahl, Art, Dauer und Bewertung von Prüfungsleistungen, 
• 5.bei studienbegleitenden Prüfungen, sofern erforderlich, die Abfolge der 

Prüfungsleistungen, 
• 6.die Fristen, innerhalb derer Prüfungsleistungen zu bewerten sind, 
• 7.die Anrechnung von in anderen Studiengängen oder an anderen 

Hochschulen erbrachten Prüfungsleistungen und Studienzeiten, 
• 8.die Regelstudienzeit, gegebenenfalls auch für die Zwischenprüfung, 
• 9.die Fristen für die Meldung zu den Prüfungen, 
• 10.den Ablauf des Prüfungsverfahrens, 
• 11.eine Gliederung der Prüfung in Abschnitte, 
• 12.die Mitteilung von Teilergebnissen und das Recht zur Akteneinsicht, 
• 13.die Wiederholbarkeit von Prüfungen und die Fristen für die Ablegung von 

Prüfungen sowie bei allen geeigneten Studiengängen die Voraussetzungen, 
unter denen eine innerhalb der Regelstudienzeit abgelegte Abschlussprüfung 
im Fall des Nichtbestehens als nicht unternommen gilt und im Fall des 
Bestehens zur Notenverbesserung wiederholt werden kann, 

• 14.die nach bestandener Prüfung zu verleihenden Hochschulgrade und die 
sonstigen Abgangszeugnisse, 

• 15.geeignete Maßnahmen des Nachteilsausgleichs bei Prüfungen für 
behinderte Studierende, 

• 16.die Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit 
Kindern. 

(2a) 1In Prüfungsordnungen kann geregelt werden, dass Prüfungen in elektronischer Form 
(elektronische Prüfungen) oder über ein elektronisches Datenfernnetz (Online-Prüfungen) 
durchgeführt werden. 2In den Prüfungsordnungen nach Satz 1 sind Bestimmungen zur 
Gewährleistung des Datenschutzes, zur Sicherstellung der persönlichen 
Leistungserbringung durch die zu Prüfenden und ihrer eindeutigen Authentifizierung, zur 
Verhinderung von Täuschungshandlungen sowie zum Umgang mit technischen 
Problemen aufzunehmen.[2] 

(3) Bei der Genehmigung einer Hochschulprüfungsordnung nach Absatz 2 können 
Abweichungen von den §§ 61 bis 67 zugelassen werden, wenn es sich um zeitlich 
begrenzte studienreformerische Maßnahmen handelt. 

(4) Hochschulprüfungsordnungen nach Absatz 2 müssen Schutzbestimmungen 
entsprechend den gesetzlichen Regelungen über die Mutterschutzfristen sowie 
entsprechend den gesetzlichen Regelungen über die Elternzeit vorsehen. 

(5) Die Hochschulprüfungsordnungen können bestimmen, dass Personen, die die in der 
Hochschulprüfungsordnung vorgeschriebenen Voraussetzungen nachweisen, ihren 
Anspruch auf Zulassung zur Prüfung auch dann behalten, wenn sie 



nach § 42 Absatz 4 exmatrikuliert worden sind; der Prüfungsanspruch gilt dann für 
Prüfungen des Studiengangs, für den die oder der Betreffende immatrikuliert war. 

(6) In Studiengängen, die aufgehoben worden sind, kann nach Ablauf einer 
angemessenen Frist seit Einstellung des Lehrbetriebs, die in der Regel zwei Jahre nicht 
unterschreiten soll, die Prüfungsordnung aufgehoben werden; der Prüfungsanspruch 
erlischt damit. 

Hessisches Hochschulgesetz (HessHG) vom 14.12.2021, zuletzt geändert am 
10.10.2024 

§ 18 Studiengänge 

(1) 1Studiengänge führen zu einem berufsqualifizierenden Abschluss und werden durch 
eine Prüfung nach § 22 abgeschlossen. 2Berufspraktika sollen nach Möglichkeit in den 
Studiengang eingeordnet werden. 3Studiengänge können eine zwischen den Lernorten 
Hochschule und Praxis wechselnde, aufeinander abgestimmte Ausbildung vorsehen 
(duales Studium). 4Sie können ganz oder teilweise in digitalen Formaten bestehen, wenn 
dies besonderen Bedürfnissen der Studierenden des Studiengangs dient und die Qualität 
in der Lehre sichergestellt wird; § 23 Abs. 5 bleibt unberührt. 5Die Hochschulen treffen mit 
dem Ministerium Vereinbarungen über Modellversuche zu einem Orientierungsstudium in 
geeigneten Studiengängen, die auch Ergänzungskurse, individualisierte 
Regelstudienzeiten und Maßnahmen zur Verbesserung des Studienerfolgs vorsehen 
können; die Modellversuche sind zu evaluieren. 6Das Nähere zur Ausgestaltung des 
Orientierungsstudiums, insbesondere zur Anerkennung vorheriger Leistungen und zum 
Erwerb des Bachelorabschlusses bei Aufnahme eines regulären Studiums nach 
Beendigung des Orientierungsstudiums, kann die für das Hochschulwesen zuständige 
Ministerin oder der hierfür zuständige Minister durch Rechtsverordnung regeln. 

(2) 1Wird ein Studiengang eingestellt, wird den Studierenden die Möglichkeit eröffnet, das 
Studium innerhalb der Regelstudienzeit abzuschließen. 2Dies gilt nicht, wenn das 
Weiterstudium in einem vergleichbaren Studiengang einer anderen hessischen 
Hochschule aufgrund der räumlichen Nähe oder aus anderen Gründen zumutbar ist. 

(3) Durch Satzung des Senats kann vorgesehen werden, dass für Studienangebote mit 
besonderem Betreuungsaufwand für graduierte Bewerberinnen und Bewerber Gebühren 
für die Mehrkosten erhoben werden. 

§ 23 Elektronische Fernprüfungen 

(1) 1Zur Erprobung neuer oder effizienterer Prüfungsmodelle können die Hochschulen 
vorsehen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür geeignet sind, in elektronischer 
Form und ohne die Verpflichtung durchgeführt werden können, persönlich in einem 
vorgegebenen Prüfungsraum anwesend zu sein (elektronische 
Fernprüfungen). 2Elektronische Fernprüfungen werden zusätzlich zu entsprechenden 
Präsenzprüfungen angeboten; die Studierenden sollen die Möglichkeit erhalten, die 
Prüfungssituation in Bezug auf die Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung 
im Vorfeld der Prüfung zu erproben. 

(2) 1Die Hochschulen treffen die zur Unterbindung von Täuschungshandlungen 
notwendigen Maßnahmen. 2Hierzu können sie insbesondere die Studierenden dazu 
verpflichten, 

• 1.die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten 
Kommunikationseinrichtungen zu aktivieren und 

• 2.den Funktionsumfang ihrer elektronischen Kommunikationseinrichtungen 
während der Prüfung in dem zur Sicherstellung der Authentifizierung und zur 



Unterbindung von Täuschungshandlungen erforderlichen Umfang 
einzuschränken. 

(3) 1Die Prüfungsaufsicht erfolgt grundsätzlich durch Personal der Hochschule; soweit dies 
notwendig ist; insbesondere, wenn hohe Teilnehmerzahlen eine zeitgleiche Aufsicht durch 
Hochschulpersonal ausschließen, kann eine automatisierte Aufsicht erfolgen. 2Eine 
Videoaufsicht unter Zuhilfenahme einer automatisierten Auswertung von Bild- und 
Tondaten darf nur erfolgen, wenn besondere Umstände eine herkömmliche Videoaufsicht 
ausschließen; das Vorliegen derartiger Umstände und die Einbeziehung der oder des 
Datenschutzbeauftragten, der oder des Antidiskriminierungsbeauftragten und der oder des 
Beauftragten für Studierende mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen der 
Hochschule sind zu dokumentieren. 3Die Videoaufsicht ist so einzurichten, dass der 
Persönlichkeitsschutz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den 
berechtigten Kontrollzwecken erforderlich eingeschränkt werden. 

(4) 1Im Rahmen elektronischer Fernprüfungen dürfen personenbezogene Daten zu 
Prüfungszwecken verarbeitet werden, soweit dies zur ordnungsgemäßen Durchführung 
der Prüfung zwingend erforderlich ist. 2Die Hochschulen stellen die Einhaltung der 
datenschutzrechtlichen Anforderungen sicher, insbesondere die der Verordnung (EU) Nr. 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. EU Nr. L 119 S. 1, Nr. L 314 S. 72, 2018 Nr. L 127 S. 2, 2021 Nr. L 74 S. 35) in der 
jeweils geltenden Fassung. 3Weiter stellen sie sicher, dass die elektronische Fernprüfung 
diskriminierungsfrei und entsprechend den Bedürfnissen der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer barrierefrei ist. 4Die automatisierte Aufsicht bedarf der ausdrücklichen 
schriftlichen Einwilligung der Studierenden; personenbezogene Daten, die bei einer 
automatisierten Videoaufsicht verarbeitet werden, dürfen nicht länger gespeichert werden, 
als dies zu Kontrollzwecken unbedingt erforderlich ist, und sind zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt zu löschen. 5Bei zur Durchführung elektronischer Fernprüfungen notwendigen 
Installationen, insbesondere Programmen oder Browser-Add-Ons, auf den elektronischen 
Kommunikationseinrichtungen der Studierenden ist sicherzustellen, dass 

• 1.die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung 
ausschließlich während der Prüfung und nur in dem zur Sicherstellung der 
Authentifizierung und zur Unterbindung von Täuschungshandlungen 
erforderlichen Umfang beeinträchtigt wird, 

• 2.die Vertraulichkeit der auf der Kommunikationseinrichtung befindlichen 
Informationen sowie die Informationssicherheit der elektronischen 
Kommunikationseinrichtung nicht beeinträchtigt werden und 

• 3.eine vollständige Deinstallation nach der Fernprüfung möglich ist. 
6Auf Antrag ist Studierenden die zur Ablegung der Fernprüfung erforderliche elektronische 
Kommunikationseinrichtung durch die Hochschule zur Verfügung zu stellen, sofern die 
Prüfung ausschließlich digital stattfindet. 

(5) 1Die Teilnahme an elektronischen Fernprüfungen erfolgt auf freiwilliger Basis. 2Eine 
freiwillige Teilnahme liegt vor, wenn eine termingleiche Präsenzprüfung als Alternative 
angeboten wird. 3Termingleich sind Prüfungen, die innerhalb desselben 
Prüfungszeitraums unter strenger Beachtung der Grundsätze der Chancengleichheit 
stattfinden. Die Studierenden sind bei der Festlegung der Möglichkeit einer elektronischen 
Fernprüfung über 

• 1.die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten, insbesondere den 
Verarbeitungszweck, die Löschungsfristen und die Betroffenenrechte, 

• 2.die technischen Anforderungen an die einzusetzenden 
Kommunikationseinrichtungen, die für eine ordnungsgemäße Durchführung 
der elektronischen Fernprüfung erfüllt sein müssen, sowie 

• 3.die organisatorischen Bedingungen für eine ordnungsgemäße Durchführung 
der elektronischen Fernprüfung 



zu informieren; sie sind vor Erteilung der Einwilligung nach den Vorschriften 
der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 über die Wirkungsweise einer automatisierten 
Videoaufsicht und die bestehenden Möglichkeiten zur Ablegung einer Präsenzprüfung zu 
unterrichten. 

(6) Die Hochschulen regeln durch Satzung das Nähere, insbesondere 

• 1.zur Ausgestaltung der elektronischen Fernprüfung, 
• 2.zur Verarbeitung personenbezogener Daten sowie 
• 3.zum Umgang mit technischen Störungen und Täuschungsversuchen. 

 

Gesetz über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Landeshochschulgesetz – LHG M-V) vom 25.01.2011, zuletzt geändert am 
21.06.2021 

§ 30 Lehrangebot 

(1) 1Die Hochschule stellt das Lehrangebot sicher, das zur Einhaltung der 
Studienordnungen erforderlich ist. 2Darüber hinaus werden Lehrveranstaltungen zur 
Vermittlung fachübergreifender Grundkompetenzen (studium generale), zur Vermittlung 
von Fremdsprachen sowie zur Vermittlung von Medienkompetenz angeboten. 3Bei der 
Bereitstellung des Lehrangebotes sollen auch Möglichkeiten des Fernstudiums sowie der 
multimedialen Informations- und Kommunikationstechnik genutzt und Maßnahmen zu 
deren Förderung getroffen werden. 

(2) Der Fachbereich überträgt seinen in der Lehre tätigen Angehörigen im Rahmen der für 
ihr Dienstverhältnis geltenden Regelungen bestimmte Lehraufgaben, soweit das zur 
Gewährleistung des in den Studienordnungen vorgesehenen Lehrangebots notwendig ist. 

 

§ 38 Prüfungsordnungen 

(1) 1Prüfungen werden aufgrund von Prüfungsordnungen der Hochschule abgelegt, die 
vom Senat nach Anhörung des zuständigen Organs der Studierendenschaft als 
Satzungen beschlossen und vom Rektor genehmigt werden. 2Die Hochschule erlässt die 
Prüfungsordnung auf der Grundlage einer Rahmenprüfungsordnung der Hochschule. 

(2) 1Die Rahmenprüfungsordnung muss insbesondere Folgendes regeln: 

• 1.die Regelstudienzeit, 
• 2.die Arbeitsbelastung bei modularisierten Studiengängen, ansonsten den in 

Semesterwochenstunden ausgedrückten Höchstumfang, 
• 3.die Voraussetzungen, Dauer und Lage der in den Studiengang integrierten 

Auslandssemester, Praxissemester oder anderen berufspraktischen 
Studienphasen, 

• 4.den Zweck der Prüfung, die fachlichen Anforderungen der Prüfung und die 
Zahl ihrer Wiederholungsmöglichkeiten, 

• 5.die Voraussetzungen sowie Art und Zahl von Vorleistungen für die 
Zulassung zur Prüfung, 

• 6.die Zahl und Art der Prüfungen sowie Zahl, Art und Umfang ihrer 
Prüfungsleistungen, 

• 7.die Bearbeitungszeit für Studien- und Abschlussarbeiten sowie eine im 
Zusammenhang mit der Abschlussarbeit abzulegende mündliche Prüfung, 
soweit eine mündliche Prüfungsleistung nicht bereits zuvor in angemessenem 
Umfang nachgewiesen wurde, 

• 8.die positive oder negative Anrechnung von Studienzeiten sowie Studien- 
und Prüfungsleistungen an anderen Hochschulen, 



• 9.die Fristen für die Ablegung der Prüfungen und die Termine der ihnen durch 
die Prüfungsordnung zuzuordnenden Prüfungsleistungen 
(Regelprüfungstermine), 

• 10.die Fristen für die Meldung zu den Prüfungen, 
• 11.die Modalitäten zur Bekanntmachung der Prüfungstermine und zur 

Benachrichtigung der Prüfungsteilnehmenden, 
• 12.die Prüfungsorgane, die Form und das Verfahren der Prüfung sowie die 

Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 
• 13.die Grundsätze für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen, die 

Ermittlung des Prüfungsgesamtergebnisses und Bestehensregeln, 
• 14.Voraussetzung und Fristen für die Wiederholbarkeit einer nicht 

bestandenen Prüfung, 
• 15.Fristen für die Bewertung schriftlicher Prüfungsarbeiten durch die 

Prüfenden, 
• 16.den nach bestandener Prüfung zu verleihenden Hochschulgrad. 

2Dabei kann die Rahmenprüfungsordnung ihrerseits Rahmenregelungen vorsehen, um 
den Besonderheiten verschiedener Studiengänge Rechnung zu tragen. 

(3) 1Die Prüfungsordnungen sind so zu gestalten, dass die Gleichwertigkeit einander 
entsprechender Hochschulabschlüsse sowie die Möglichkeit des Hochschulwechsels 
gewährleistet wird. 2Sie können regeln, dass erstmals nicht bestandene Prüfungen als 
nicht unternommen gelten, wenn sie innerhalb der Regelstudienzeit und zu dem in der 
Prüfungsordnung festgelegten Regelprüfungstermin abgelegt werden 
(Freiversuch). 3Dabei ist vorzusehen, dass im Freiversuch bestandene Prüfungen zur 
Notenverbesserung erneut abgelegt werden können. 

(4) 1In die Prüfungsordnungen sind Regelungen über den Nachteilsausgleich für 
Studierende aufzunehmen, die aufgrund einer Behinderung an der Ableistung einer 
Prüfung in der in der Prüfungsordnung vorgesehenen Weise gehindert sind. 2Der 
Nachteilsausgleich kann insbesondere Abweichungen im Hinblick auf die Ableistung der 
Prüfung, die Benutzung von Hilfsmitteln oder -personen sowie die Fristen für den 
Freiversuch nach Absatz 3 vorsehen. 3Der Nachteilsausgleich wird auf Antrag 
einzelfallbezogen gewährt; er soll sich, soweit nicht mit einer Änderung des Krankheits- 
oder Behinderungsbildes zu rechnen ist, auf alle im Verlauf des Studiums abzuleistenden 
Prüfungen erstrecken. 

(5) In den Prüfungsordnungen soll in geeigneten Fächern vorgesehen werden, dass 
Lehrveranstaltungen auch in anderen Sprachen als Deutsch abgehalten werden können, 
Studien- und Prüfungsleistungen auch in anderen Sprachen als Deutsch zu erbringen sind 
oder erbracht werden können. 

(6) Prüfungsanforderungen und Prüfungsverfahren sind so zu gestalten, dass die 
Abschlussprüfung innerhalb der Regelstudienzeit abgelegt werden kann. 

(7) Soweit in Hochschulprüfungsordnungen zu treffende Regelungen für den gesamten 
Bereich einer Hochschule oder für mehrere Bereiche getroffen werden können, kann von 
der Hochschule eine gemeinsame Prüfungsordnung erlassen werden. 

(8) Prüfungsordnungen müssen die Inanspruchnahme der gesetzlichen 
Mutterschutzfristen und der Fristen der Elternzeit sowie einer Pflegezeit nach Maßgabe 
des Pflegezeitgesetzes ermöglichen. 

(9) 1Für einen Studiengang kann ein obligatorischer Studienaufenthalt an einer 
ausländischen Hochschule vorgesehen werden, wenn dies aus fachlichen Gründen 
zweckmäßig erscheint. 2Der Aufenthalt ist mit den übrigen Teilen des Studiums inhaltlich 
und zeitlich abzustimmen und in den Studiengang einzuordnen. 3Die Lage und die Dauer 
des Auslandsaufenthaltes sind von der Hochschule in der Prüfungsordnung zu 
bestimmen. 



(10) Überschreiten Studierende die in der Prüfungsordnung festgelegte Regelstudienzeit 
um mehr als vier Semester, ohne sich zu der Prüfung, mit der das Hochschulstudium 
abgeschlossen wird, gemeldet zu haben, so werden sie von der Hochschule unter 
Fristsetzung aufgefordert, an einer besonderen Studienberatung teilzunehmen; bei 
erfolglosem Fristablauf können die Studierenden gemäß § 17 exmatrikuliert werden. 

(11) 1Prüfungen in digitalen Formaten, die ohne die Verpflichtung durchgeführt werden, 
persönlich in einem vorgegebenen Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, werden 
unter Verwendung elektronischer Kommunikationseinrichtungen mit Videoaufsicht 
durchgeführt. 2Die Teilnahme für die zu Prüfenden ist freiwillig. 3Die Hochschulen regeln 
das Nähere durch Satzung, die der Zustimmung des Ministeriums für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur bedarf. 4In der Satzung sind insbesondere Regelungen 

• 1.zum zulässigen Umfang digital basierter Prüfungen, 
• 2.zur Sicherung des Datenschutzes, 
• 3.zu technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Sicherheit der 

Verarbeitung personenbezogener Daten, 
• 4.zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung durch die zu 

Prüfenden und ihrer eindeutigen Authentifizierung, 
• 5.zur Verhinderung von Täuschungshandlungen, 
• 6.zur Nutzung elektronischer Informations- und Kommunikationssysteme 

sowie 
• 7.zum Umgang mit technischen Problemen 

zu treffen. 

Niedersächsisches Hochschulgesetz (NHG) vom 26.02.2007, zuletzt geändert am 
14.12.2023 

§ 7 Prüfungen und Leistungspunktsystem; staatliche Anerkennungen; 
Studienorientierungsverfahren 

(1) 1In Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von mindestens vier Jahren findet eine 
Zwischenprüfung statt. 2Prüfungen sollen studienbegleitend abgenommen werden.3Die an 
einer anderen deutschen Hochschule in dem gleichen oder einem verwandten 
Studiengang abgelegte Vor- oder Zwischenprüfung wird anerkannt. 

(2) 1Studien- und Prüfungsleistungen sollen auf der Grundlage eines 
Leistungspunktsystems bewertet werden. 2Leistungspunkte werden auf gleiche oder 
verwandte Studiengänge derselben oder anderer Hochschulen ohne besondere 
Gleichwertigkeitsprüfung nach Maßgabe der Prüfungsordnung angerechnet. 

(3) 1Hochschulprüfungen werden auf der Grundlage von Prüfungsordnungen 
abgelegt. 2Prüfungsordnungen sind so zu gestalten, dass 

• 1.die Gleichwertigkeit einander entsprechender Prüfungen und 
• 2.die Anerkennung von 

o a)an anderen Hochschulen im In- und Ausland erbrachten 
Studien- und Prüfungsleistungen und 

o b)beruflich erworbenen Kompetenzen 

nach Maßgabe der Gleichwertigkeit 

gewährleistet ist. 3In den Prüfungsordnungen ist vorzusehen, dass Studien- und 
Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule eines Vertragsstaates des Übereinkommens 
über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäischen 
Region vom 11. April 1997 (BGBl. 2007 II S. 712) erbracht wurden, anerkannt werden, 
wenn keine wesentlichen Unterschiede zu den an der Hochschule zu erbringenden 
entsprechenden Studien- und Prüfungsleistungen bestehen. 4Prüfungsordnungen sollen 
insbesondere Regelungen über die Verleihung und Führung von Graden und Titeln, die 
Regelstudienzeit, den Freiversuch, die Befugnis zur Abnahme von Prüfungen, die 



Bewertung von Prüfungsleistungen und die Einstufungsprüfung 
enthalten. 5Prüfungsordnungen müssen die besonderen Belange von Studierenden mit 
Behinderungen oder chronischen Erkrankungen zur Wahrung ihrer Chancengleichheit 
berücksichtigen. 

(4) 1Prüfungsordnungen dürfen vorsehen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür 
geeignet sind, in elektronischer Form und ohne Verpflichtung, persönlich in einem 
bestimmten Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden können. 2Im 
Fall des Satzes 1 muss die Prüfungsordnung insbesondere Bestimmungen enthalten 

• 1.zur Sicherung des Datenschutzes, 
• 2.zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung durch die Prüflinge 

während der gesamten Prüfungsdauer, 
• 3.zur eindeutigen Authentifizierung der Prüflinge, 
• 4.zur Verhinderung von Täuschungshandlungen und 
• 5.zum Umgang mit technischen Problemen. 

(5) 1Studien- und Prüfungsordnungen dürfen eine Verpflichtung der Studierenden zur 
Anwesenheit in Lehrveranstaltungen nur vorsehen, wenn diese erforderlich ist, um das 
Ziel einer Lehrveranstaltung zu erreichen. 2Die Hochschule darf von den Prüflingen eine 
Versicherung an Eides statt verlangen und abnehmen, wonach die Prüfungsleistung von 
ihnen selbständig und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. 3Die 
Prüfungsordnungen können bestimmen, dass die Bachelor- oder die Masterprüfung oder 
eine sonstige Prüfung als endgültig nicht bestanden gilt, wenn geforderte 
Prüfungsleistungen nicht innerhalb eines vorgegebenen Zeitraums erbracht werden und 
die oder der Studierende dies zu vertreten hat oder wenn die oder der Studierende bei der 
Erbringung einer Prüfungsleistung täuscht. 4Studien- und Prüfungsordnungen können 
vorsehen, dass Lehrveranstaltungen und Prüfungen auch in Fremdsprachen durchgeführt 
werden können. 

(6) 1Die Hochschulen können studienbegleitende Prüfungen sowie Vor-, Zwischen- und 
Abschlussprüfungen für nicht eingeschriebene Personen (Externenprüfungen) 
durchführen, wenn das jeweilige Fach und die fachliche Prüfungskompetenz durch 
hauptberuflich tätige Professorinnen und Professoren der Hochschule vertreten sind. 2Sie 
können diese Prüfungen auch für Studierende durchführen, die wegen eines 
Auslandssemesters beurlaubt sind. 3Das Nähere regelt eine Ordnung, die der 
Genehmigung bedarf.4Die Ordnung kann die Erhebung von Prüfungsgebühren vorsehen. 

(7) 1Die Hochschulen können die Einschreibung in bestimmte Studiengänge von der 
Teilnahme an einem Studienorientierungsverfahren abhängig machen. 2Das 
Studienorientierungsverfahren soll insbesondere dazu dienen, den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern eine Einschätzung der eigenen Kenntnisse und Fähigkeiten, die für die 
getroffene Studienwahl bedeutsam sind, zu ermöglichen. 3Zudem können die 
Hochschulen die verpflichtende Teilnahme an Vor-, Ergänzungs- und Brückenkursen 
vorsehen, wenn sich aus dem Ergebnis des Studienorientierungsverfahrens weiterer 
Unterstützungsbedarf ergibt; das Ergebnis des Studienorientierungsverfahrens hat jedoch 
keine Auswirkungen auf den Hochschulzugang. 4Das Nähere zu Ausgestaltung und 
Durchführung des Studienorientierungsverfahrens regelt eine Ordnung. 5Für die 
Teilnahme am Studienorientierungsverfahren sowie an Vor-, Ergänzungs- und 
Brückenkursen werden keine Gebühren oder Entgelte erhoben. 

(8) 1Das Fachministerium wird ermächtigt, durch Verordnung zu bestimmen, dass 
Personen, die ein Hochschulstudium auf dem Gebiet der Sozialen Arbeit, der Bildung und 
Erziehung in der Kindheit oder der Heilpädagogik abgeschlossen haben, von der 
Hochschule eine staatliche Anerkennung ihrer Berufsqualifikation erhalten. 2In einer 
Verordnung nach Satz 1 können auch geregelt werden 

• 1.das Verfahren und die örtliche Zuständigkeit für die staatliche Anerkennung, 



• 2.weitere Voraussetzungen für die staatliche Anerkennung, insbesondere eine 
von der Hochschule gelenkte berufspraktische Tätigkeit, das Bestehen einer 
weiteren Prüfung, Sprachkenntnisse und Zuverlässigkeit, 

• 3.die Geltung entsprechender staatlicher Anerkennungen nach dem Recht 
eines anderen Landes oder Staates sowie 

• 4.das Verfahren für die staatliche Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen. 

3Das Niedersächsische Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz findet keine Anwendung 
mit Ausnahme der §§ 13b, 13c, 14a, 15a und 17, die für die Fälle des Satzes 2 Nr. 4 
gelten. 

§ 17 Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) 1Die Hochschulen dürfen von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, von 
Mitgliedern sowie von Angehörigen, die nicht in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis zu 
ihnen stehen, die für die Einschreibung, die Teilnahme an Lehrveranstaltungen und 
Prüfungen, die Nutzung von Hochschuleinrichtungen sowie die Kontaktpflege mit 
ehemaligen Mitgliedern der Hochschule erforderlichen und in Ordnungen bestimmten 
personenbezogenen Daten, einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener 
Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung verarbeiten. 2Die 
Hochschulen dürfen von ihren Mitgliedern und Angehörigen personenbezogene Daten 
einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne 
des Artikels 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung auch verarbeiten, soweit dies zur 
Aufgabenerfüllung nach dem Hochschulstatistikgesetz in der jeweils geltenden Fassung 
erforderlich ist. 3Durch Ordnungen der Hochschule kann die Pflicht zur Verwendung von 
mobilen Speichermedien begründet werden, die der automatischen Datenverarbeitung 
insbesondere für Zwecke der Zutrittskontrolle, Identitätsfeststellung, Zeiterfassung, 
Abrechnung oder Bezahlung dienen. 

(2) 1Die Hochschulen dürfen von ihren Mitgliedern und Angehörigen auch die zur 
Beurteilung der Bewerbungssituation von Absolventinnen und Absolventen, der Lehr- und 
Forschungstätigkeit, des Studienangebots sowie des Ablaufs von Studium und Prüfung 
erforderlichen und in einer Ordnung bestimmten personenbezogenen Daten einschließlich 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der 
Datenschutz-Grundverordnung verarbeiten. 2Das Fachministerium kann zu 
hochschulstatistischen Zwecken Maßnahmen nach Satz 1 verlangen und dabei zur 
Sicherstellung der hochschulübergreifenden Vergleichbarkeit Vorgaben zum Erhebungs- 
und Aufbereitungsprogramm sowie zu den einzelnen Erhebungsmerkmalen machen. 

(3) 1In den Ordnungen nach den Absätzen 1 und 2 sind insbesondere nähere 
Bestimmungen zu den betroffenen Personen, zu den Zwecken der Datenverarbeitung, zur 
Art der personenbezogenen Daten, die zu den jeweils bestimmten Zwecken verarbeitet 
werden dürfen, zu den Verfahren der Datenverarbeitung, zu den gewählten technisch-
organisatorischen Maßnahmen und zu Löschungspflichten zu treffen. 2Die Daten nach 
den Absätzen 1 und 2 sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu anonymisieren. 

(4) Die Hochschulen dürfen die Daten nach den Absätzen 1 und 2 mit Ausnahme 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten auch zur Erfüllung ihrer übrigen 
Aufgaben nach § 3 sowie zur Evaluation nach § 5 und zur Akkreditierung 
nach § 6 Abs. 2 verarbeiten. 

(5) Die Hochschulen dürfen die Daten nach den Absätzen 1 und 2 mit Ausnahme 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten auch verarbeiten, soweit dies 
erforderlich ist, um dem Fachministerium die Bestimmung der auf die einzelne Hochschule 
entfallenden Studienqualitätsmittel nach § 14a Abs. 2 Satz 1 zu ermöglichen. 

(6) 1Die Hochschulen dürfen zur Erfüllung ihrer Aufgaben in der Lehre 
Lehrveranstaltungen in Bildund Ton aufzeichnen und die damit erhobenen 



personenbezogenen Daten verarbeiten. 2Die nach Satz 1 angefertigten Aufnahmen dürfen 
den zum Besuch der jeweiligen Lehrveranstaltung Berechtigten über hochschuleigene 
Systeme zugriffsgeschützt zugänglich gemacht werden. 3Das Nähere regelt eine Ordnung. 

Gesetz über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – 
HG) vom 16.09.2014, zuletzt geändert am 29.10.2024 

§ 3 Aufgaben 

(1) 1Die Universitäten dienen der Gewinnung wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie der 
Pflege und Entwicklung der Wissenschaften durch Forschung, Lehre, Studium, Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses und Wissenstransfer (insbesondere 
wissenschaftliche Weiterbildung, Technologietransfer, Förderung von 
Ausgründungen). 2Zum Zwecke des Wissenstransfers nach Satz 1 können sie 
insbesondere die berufliche Selbstständigkeit, auch durch Unternehmensgründungen, 
ihrer Studierenden, ihres befristet beschäftigten Hochschulpersonals sowie ihrer 
Absolventinnen und Absolventen und ihrer ehemaligen Beschäftigten für die Dauer von bis 
zu drei Jahren fördern; die Förderung darf die Erfüllung der weiteren in diesem Gesetz 
genannten Aufgaben nicht beeinträchtigen. 3Die Universitäten bereiten auf berufliche 
Tätigkeiten im In- und Ausland vor, die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und Methoden erfordern. 4Sie gewährleisten eine gute wissenschaftliche Praxis. 5Die 
Sätze 1 bis 4 gelten für die Kunst entsprechend, soweit sie zu den Aufgaben der 
Universitäten gehört. 

(2) 1Die Fachhochschulen bereiten durch anwendungsbezogene Lehre und Studium auf 
berufliche Tätigkeiten im In- und Ausland vor, die die Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung 
erfordern. 2Sie nehmen Forschungs- und Entwicklungsaufgaben, 
künstlerischgestalterische Aufgaben sowie Aufgaben des Wissenstransfers (insbesondere 
wissenschaftliche Weiterbildung, Technologietransfer, Förderung von Ausgründungen) 
wahr. 3Absatz 1 Satz 2 und 4 gilt entsprechend. 

(3) 1Die Hochschulen fördern die Entwicklung und den Einsatz des Fern- und 
Verbundstudiums und können dabei und beim Wissenstransfer sich privatrechtlicher 
Formen bedienen und mit Dritten zusammenarbeiten. 2Die Hochschulen sollen ergänzend 
Lehrangebote in Form elektronischer Information und Kommunikation (Online-
Lehrangebote) sowie Maßnahmen zur Unterstützung der Lehrangebote durch elektronisch 
basierte Methoden und Instrumente entwickeln. 3Zur Sicherung der Qualität in Studium 
und Lehre, zur eigenverantwortlichen Steuerung des Hochschulwesens mit dem Ziel der 
Stärkung der hochschulischen Leistungsfähigkeit sowie zur Sicherung des 
informationellen Selbstbestimmungsrechts der an Online-Lehrangeboten und den 
Maßnahmen nach Satz 2 Teilnehmenden kann das Ministerium durch Rechtsverordnung 
das Nähere zur Erprobung, zur Einführung und zum Umfang der Online-Lehrangebote 
einschließlich von Online-Prüfungen sowie der Maßnahmen zur Unterstützung der 
Lehrangebote durch elektronisch basierte Methoden und Instrumente regeln. 4Soweit 
duale Studiengänge und Modellstudiengänge im Gesundheitswesen betroffen sind, bedarf 
die Rechtsverordnung des Einvernehmens mit dem für Gesundheit zuständigen 
Ministerium. 

(4) 1Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern in der Hochschule und 
wirken auf die Beseitigung der für Frauen bestehenden Nachteile hin. 2Bei allen 
Vorschlägen und Entscheidungen sind die geschlechtsspezifischen Auswirkungen zu 
beachten (Gender Mainstreaming). 3Die Hochschulen tragen der Vielfalt ihrer Mitglieder 
(Diversity Management) sowie den berechtigten Interessen ihres Personals an guten 
Beschäftigungsbedingungen angemessen Rechnung. 



(5) 1Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit. 2Sie 
berücksichtigen mit angemessenen Vorkehrungen die besonderen Bedürfnisse 
Studierender und Beschäftigter mit Behinderung oder chronischer Erkrankung oder mit 
Verantwortung für nahe Angehörige mit Pflege- oder Unterstützungsbedarf sowie mit 
Kindern.3Sie fördern die Vereinbarkeit von Studium, Beruf und Erziehung für die 
Studierenden und Beschäftigten mit Kindern, insbesondere durch eine angemessene 
Betreuung dieser Kinder. 4Sie nehmen die Aufgaben der Berufsbildung nach 
dem Berufsbildungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Mai 2020 (BGBl. I 
S. 920) in der jeweils geltenden Fassung wahr. 5Sie fördern in ihrem Bereich Sport und 
Kultur. 

(6) Die Hochschulen fördern die regionale, europäische und internationale 
Zusammenarbeit, insbesondere im Hochschulbereich, und den Austausch zwischen 
deutschen und ausländischen Hochschulen; sie berücksichtigen die besonderen 
Bedürfnisse ausländischer Studierender. 

(7) Die Grundordnung kann weitere Hochschulaufgaben vorsehen, soweit diese mit den 
gesetzlich bestimmten Aufgaben zusammenhängen und deren Erfüllung durch die 
Wahrnehmung der weiteren Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. 

§ 64 Prüfungsordnungen 

(1) 1Hochschulprüfungen werden auf Grund von Prüfungsordnungen abgelegt, die nach 
Überprüfung durch das Rektorat vom Fachbereichsrat auf Vorschlag des Studienbeirats 
zu erlassen sind. 2Falls der Fachbereichsrat einem Vorschlag des Studienbeirats nicht 
folgen oder ohne einen Vorschlag entscheiden will, kann er, soweit die Entscheidung 
organisatorische Regelungen der Prüfungsordnung betrifft, mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln seiner Stimmen den Vorschlag ersetzen oder ohne einen Vorschlag entscheiden; 
betrifft der Entscheidungsgegenstand andere als organisatorische Regelungen, reicht die 
Mehrheit seiner Stimmen. 3Organisatorische Regelungen im Sinne des Satzes 2 sind die 
Anzahl der Prüfungen und der Module, das Prüfungsverfahren sowie die Anordnung einer 
verpflichtenden Teilnahme der Studierenden an Lehrveranstaltungen als 
Teilnahmevoraussetzung im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2. 

(2) 1Hochschulprüfungsordnungen müssen insbesondere regeln: 

• 1.Das Ziel des Studiums, den zu verleihenden Hochschulgrad und die Zahl 
der Module, 

• 2.den Inhalt, das Qualifikationsziel, die Lehrform, die 
Teilnahmevoraussetzungen, die Arbeitsbelastung und die Dauer der 
Prüfungsleistungen der Module, 

• 3.die Voraussetzungen der in den Studiengang integrierten 
Auslandssemester, Praxissemester oder anderen berufspraktischen 
Studienphasen, 

• 4.die Zahl und die Voraussetzungen für die Wiederholung von 
Prüfungsleistungen, 

• 5.nachteilsausgleichende Regelungen für Studierende, die auf Grund einer 
Behinderung oder chronischen Erkrankung oder auf Grund der 
mutterschutzrechtlichen Bestimmungen an der Ableistung einer Prüfung oder 
dem Erwerb einer Teilnahmevoraussetzung im Sinne von Nummer 2 in der in 
der Prüfungsordnung vorgesehenen Weise gehindert sind, 

• 6.die Grundsätze der Bewertung einzelner Prüfungsleistungen einschließlich 
der Höchstfristen für die Mitteilung der Bewertung von Prüfungen und die 
Anerkennung von in anderen Studiengängen oder an anderen Hochschulen 
erbrachten Leistungen, 

• 7.die Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren, 
• 8.die Folgen der Nichterbringung von Prüfungsleistungen und des Rücktritts 

von einer Prüfung sowie das innerhalb der Hochschule einheitlich geregelte 



Nähere zur Art und Weise der Erbringung des Nachweises der 
krankheitsbedingten Prüfungsunfähigkeit, 

• 9.die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 
• 10.die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzelnen Prüfungen und die 

Fertigung einer Kopie oder einer sonstigen originalgetreuen Reproduktion. 
2In der Prüfungsordnung kann geregelt werden, dass Hochschulprüfungen in 
elektronischer Form oder in elektronischer Kommunikation (Online-Prüfungen) abgelegt 
werden können. 3Hierbei sind insbesondere Bestimmungen zum Datenschutz zu treffen. 

(2a) 1Hinsichtlich des Mutterschutzes gelten die entsprechenden Bestimmungen 
des Mutterschutzgesetzes. 2Die Regelungen über den Nachteilsausgleich nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 5 können insbesondere Abweichungen im Hinblick auf die Ableistung der 
Prüfung, auch hinsichtlich ihrer Form, auf die Dauer der Prüfung, auf die Benutzung von 
Hilfsmitteln oder Hilfspersonen sowie auf die Zahl und die Voraussetzungen für die 
Wiederholung von Prüfungsleistungen vorsehen; der Nachteilsausgleich wird auf Antrag 
einzelfallbezogen gewährt. 3Er soll sich bei Menschen mit Behinderung oder chronischer 
Erkrankung, soweit nicht mit einer Änderung des Krankheits- oder Behinderungsbildes zu 
rechnen ist, auf alle im Verlauf des Studiums abzuleistenden Prüfungen erstrecken. 4Die 
Sätze 2 und 3 gelten für den Erwerb einer Teilnahmevoraussetzung im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 entsprechend. 

(3) 1Die Hochschulen können durch Prüfungsordnung oder durch Ordnung regeln, dass 
die Anmeldung zum Erstversuch einer Prüfung spätestens drei Semester 

• 1.nach dem Semester, in dem der Besuch der Lehrveranstaltung, dem die 
Prüfung nach dem Studienplan oder dem Studienablaufplan zugeordnet ist, 
nach diesen Plänen vorgesehen war, oder 

• 2.nach dem Besuch dieser Lehrveranstaltung 
erfolgen muss; desgleichen können in der Prüfungsordnung oder in einer Ordnung Fristen 
für die Wiederholung der Prüfung festgesetzt werden. 2In den Fällen des Satzes 1 
verlieren die Studierenden den Prüfungsanspruch, wenn sie nicht innerhalb des 
vorgegebenen Zeitraumes die Lehrveranstaltung besuchen oder sich zur Prüfung oder zur 
Wiederholungsprüfung melden, es sei denn, sie weisen nach, dass sie das Versäumnis 
der Frist nicht zu vertreten haben. 3Vorbehaltlich anderweitiger staatlicher Regelungen 
oder Regelungen in Leistungspunktsystemen können die Hochschulen in 
Hochschulprüfungsordnungen sowie für Studiengänge mit staatlichen oder kirchlichen 
Prüfungen in besonderen Ordnungen vorsehen, dass die Wiederholung von 
Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 beschränkt 
werden kann. 

(3a) 1Die Fristen im Sinne des Absatzes 3 verlängern sich 

• 1.für die Pflege und Erziehung von minderjährigen Kindern im Sinne 
des § 25 Absatz 5 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes um drei 
Semester pro Kind, 

• 2.für die Mitwirkung als gewählte Vertreterin oder gewählter Vertreter in 
Organen der Hochschule, der Studierendenschaft, der Fachschaften der 
Studierendenschaft oder der Studierendenwerke um insgesamt bis zu 
höchstens vier Semester, 

• 3.für die Wahrnehmung des Amtes der Gleichstellungsbeauftragten um bis zu 
höchstens vier Semester, 

• 4.um die Zeit der studienzeitverlängernden Auswirkungen einer Behinderung 
oder einer schweren Erkrankung und 

• 5.um bis zu drei Semestern für die Zeit, in der Studierende eine 
Verantwortung für nahe Angehörige mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 
wahrnehmen. 

2Bei Studierenden in Teilzeit nach § 48 Absatz 8 verlängern sich die Fristen im Sinne des 
Absatzes 3 entsprechend dem Verhältnis ihres Studiums in Teilzeit zum Studium in 
Vollzeit. 



(4) 1Vor dem Erlass staatlicher Prüfungsordnungen sind die betroffenen Hochschulen zu 
hören. 2Zu geltenden staatlichen Prüfungsordnungen können die betroffenen Hochschulen 
Änderungsvorschläge vorlegen, die mit ihnen zu erörtern sind. 3Ordnungen der 
Hochschule über Zwischenprüfungen oder sonstige Prüfungen in Studiengängen, die mit 
einer staatlichen Prüfung abgeschlossen werden, bedürfen der Zustimmung des für die 
Prüfungsordnung zuständigen Fachministeriums im Einvernehmen mit dem Ministerium. 

Hochschulgesetz Rheinland-Pfalz (HochSchG) vom 23.09.2020, zuletzt geändert am 
22.07.2021 

§ 17 Studienreform 

(1) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, im Zusammenwirken mit den 
zuständigen staatlichen Stellen Inhalte und Formen des Studiums im Hinblick auf die 
Entwicklungen in Wissenschaft und Kunst, die gesellschaftlichen Anforderungen, die 
Bedürfnisse der beruflichen Praxis und die notwendigen Veränderungen in der Berufswelt 
im nationalen sowie im internationalen Zusammenhang zu überprüfen und 
weiterzuentwickeln. 

(2) 1Bei der Reform von Studium und Lehre und bei der Bereitstellung des Lehrangebots 
sollen die Möglichkeiten eines Fernstudiums, der Informations- und 
Kommunikationstechnik sowie der Digitalisierung genutzt werden. 2Das Land unterstützt 
im Rahmen seiner Zuständigkeit und im Zusammenwirken mit den Hochschulen und 
gegebenenfalls weiteren Bildungspartnern diese Entwicklung. 

(3) 1Zur Erprobung neuer Modelle in Studium und Lehre kann die Hochschule durch 
Satzung mit Zustimmung des fachlich zuständigen Ministeriums für die Dauer von bis zu 
fünf Jahren von den Bestimmungen dieses Abschnitts abweichen. 2Im Rahmen von 
Modellversuchen können auch Orientierungssemester erprobt werden. 3Sofern das 
Präsidium dies auf der Grundlage eines entsprechenden Senatsbeschlusses beantragt, 
kann die Erprobungsphase nach erstmaligem Ablauf von dem fachlich zuständigen 
Ministerium um bis zu fünf Jahre verlängert werden. 4Zur Erprobung neuer oder 
effizienterer Prüfungsmodelle kann das fachlich zuständige Ministerium durch 
Rechtsverordnung vorsehen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür geeignet sind, in 
elektronischer Form und ohne die Verpflichtung, persönlich in einem vorgegebenen 
Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt werden können; in der 
Rechtsverordnung sind insbesondere Bestimmungen zu treffen 

• 1.zur Sicherung des Datenschutzes, 
• 2.zur Sicherung persönlicher Leistungserbringung durch die zu Prüfende oder 

den zu Prüfenden während der gesamten Prüfungsdauer, 
• 3.zur eindeutigen Authentifizierung der oder des zu Prüfenden, 
• 4.zur Verhinderung von Täuschungshandlungen und 
• 5.zum Umgang mit technischen Problemen. 

5Modellversuche sind wissenschaftlich zu begleiten und hinsichtlich ihrer Wirkung zu 
überprüfen. 

Landesverordnung zur Erprobung elektronischer Fernprüfungen an den 
Hochschulen (FernPrüfProbV RP) vom 19. März 2021 
§ 1 
Anwendungsbereich 
(1) Diese Verordnung gilt für elektronische Fernprüfungen an staatlichen und 
staatlich anerkannten Hochschulen in Rheinland-Pfalz. Elektronische Fernprüfungen 
werden in elektronischer Form und ohne die Verpflichtung, persönlich in einem 
vorgegebenen Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt. Nur ihrer 
Natur nach dafür geeignete Prüfungen können als elektronische Fernprüfungen 
durchgeführt werden. 



(2) Die elektronische Fernprüfung soll neben den bestehenden Prüfungsformen als 
alternative Prüfungsform erprobt werden. Sie kann insbesondere als Alternative zu 
einer Präsenzprüfung angeboten werden, wenn und soweit diese infolge von 
Einschränkungen und Hindernissen aufgrund einer Naturkatastrophe oder einer 
anderen außergewöhnlichen Notsituation nicht oder nicht für alle Studierenden 
durchgeführt werden kann. 
§ 2 
Geeignete Prüfungen 
(1) Schriftliche Aufsichtsarbeiten, mündliche Prüfungen und praktische Prüfungen 
können auf der Grundlage der Prüfungsordnungen der Hochschulen als Fernklausur, 
als mündliche Fernprüfung und als praktische Fernprüfung in Form einer 
elektronischen Fernprüfung angeboten werden. 
(2) Fernklausuren werden in einem vorgegebenen Zeitfenster unter Verwendung 
elektronischer Kommunikationseinrichtungen mit Videoaufsicht nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 angefertigt. 
(3) Mündliche und praktische Fernprüfungen werden als Videokonferenz nach § 7 
Abs. 1 durchgeführt. 
§ 3 
Prüfungsmodalitäten 
(1) Wird eine elektronische Fernprüfung angeboten, ist dies grundsätzlich zu 
Veranstaltungsbeginn festzulegen. Anderenfalls erfolgt die Festlegung in einem 
angemessenen Zeitraum vor der Prüfung. 
(2) Gleichzeitig werden die Studierenden informiert über 
1. 
die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach § 4, 
2. 
die technischen Anforderungen an die einzusetzenden 
Kommunikationseinrichtungen, die für eine ordnungsgemäße Durchführung der 
Prüfung erfüllt sein müssen, insbesondere das Bestehen einer geeigneten Bild- und 
Tonübertragung zur Videoaufsicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 oder Videokonferenz nach 
§ 7 Abs. 1 sowie eine qualitativ ausreichende Internetverbindung und 
3. 
die organisatorischen Anforderungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 
(3) Für die Studierenden soll die Möglichkeit bestehen, die Prüfungssituation in 
Bezug auf die Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der 
Prüfung zu erproben. 
§ 4 
Datenverarbeitung 
(1) Im Rahmen elektronischer Fernprüfungen dürfen personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, soweit dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Prüfung 
zwingend erforderlich ist. Dies gilt insbesondere für Zwecke der Authentifizierung 
nach § 5, der Videoaufsicht nach § 6 und der Videokonferenz nach § 7. 
(2) Die Hochschulen stellen sicher, dass die bei der Durchführung einer 
elektronischen Fernprüfung anfallenden personenbezogenen Daten gemäß den 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1) und dem Landesdatenschutzgesetz vom 
8. Mai 2018 (GVBl. S. 93, BS 204-1) in ihrer jeweils geltenden Fassung, verarbeitet 
werden. 



(3) Bei elektronischen Fernprüfungen sind Lernmanagementsysteme, 
Prüfungsplattformen, Videokonferenzsysteme und andere technische Hilfsmittel so 
zu verwenden, dass notwendige Installationen auf den elektronischen 
Kommunikationseinrichtungen der Studierenden nur unter den folgenden 
Voraussetzungen erfolgen: 
1. 
die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird außerhalb 
der elektronischen Fernprüfung nicht und während der elektronischen Fernprüfung 
nur in dem zur Sicherstellung der Authentifizierung sowie der Unterbindung von 
Täuschungshandlungen notwendigen Maße beeinträchtigt, 
2. 
die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird zu 
keinem Zeitpunkt beeinträchtigt, 
3. 
die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung 
befindlichen Informationen wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt und 
4. 
eine vollständige Deinstallation ist nach Durchführung der elektronischen 
Fernprüfung möglich. 
 
§ 5 
Authentifizierung 
(1) Vor Beginn einer elektronischen Fernprüfung erfolgt die Authentifizierung mithilfe 
eines gültigen Lichtbildausweises, der nach Aufforderung vorzuzeigen ist. Die 
Hochschulen können weitere, gleich geeignete Authentifizierungsverfahren durch 
Satzung festlegen, die sie neben der Authentifizierung nach Satz 1 zusätzlich 
anbieten. 
(2) Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung verarbeiteten 
Daten über eine technisch notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. 
Personenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu 
löschen. 
§ 6 
Videoaufsicht bei Fernklausuren 
(1) Die Unterbindung von Täuschungshandlungen während einer Fernklausur erfolgt 
durch den Einsatz von Kamera- und Mikrofonfunktion einer 
Kommunikationseinrichtung (Videoaufsicht). Die Studierenden sind verpflichtet, die 
Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten 
Kommunikationseinrichtung zu aktivieren, um eine Videoaufsicht durch die 
Hochschule zu ermöglichen. Eine darüber hinausgehende Raumüberwachung findet 
nicht statt. Die Videoaufsicht hat im Übrigen so zu erfolgen, dass der 
Persönlichkeitsschutz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den 
berechtigten Kontrollzwecken erforderlich eingeschränkt werden. 
(2) Die Videoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschulen. Die 
Videoaufsicht soll soweit möglich auf dienstlichen Geräten der Hochschulen, die sich 
in den Räumlichkeiten der Hochschulen befinden, erfolgen. Eine automatisierte 
Auswertung von Bild- oder Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 
(3) Die Überwachung durch die Videoaufsicht ist auf die während des 
Prüfungsvorgangs entstehenden Bild- und Tonsignale beschränkt. Eine Aufzeichnung 
der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder Tondaten ist nicht 
zulässig. 



(4) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 kann die Videoaufsicht auch automatisiert 
erfolgen, wenn die elektronische Fernprüfung als Alternative zu einer Präsenzprüfung 
nach § 1 Abs. 2 Satz 2 angeboten werden soll, kein ausreichendes Aufsichtspersonal 
für die Durchführung der Videoaufsicht nach Absatz 2 Satz 1 zur Verfügung steht 
(Kapazitätsüberlastung) und die Studierenden ihre ausdrückliche Einwilligung erklärt 
haben. Die Studierenden sind vor Erteilung der Einwilligung nach Artikel 9 Abs. 2 
Buchst. a der Datenschutz-Grundverordnung über die Wirkungsweise einer 
automatisierten Videoaufsicht und die bestehenden Möglichkeiten zur Ablegung einer 
Präsenzprüfung zu unterrichten. Die Kapazitätsüberlastung ist zu dokumentieren. Die 
Hochschule stellt sicher, dass prüfungsrelevante Entscheidungen, wie die 
Feststellung eines Täuschungsversuchs, durch Prüfungs- oder Aufsichtspersonal der 
Hochschule getroffen werden. Personenbezogene Daten, die bei einer 
automatisierten Videoaufsicht verarbeitet werden, dürfen nicht länger gespeichert 
werden, als dies zu Kontrollzwecken unbedingt erforderlich ist; die maximale 
Speicherdauer beträgt ein Jahr nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. Die 
Erstellung von Persönlichkeitsprofilen ist unzulässig. 
§ 7 
Mündliche und praktische Fernprüfungen 
(1) Für die zur Durchführung einer mündlichen oder praktischen Fernprüfung 
notwendige Übertragung von Bild und Ton (Videokonferenz) über die 
Kommunikationseinrichtung der Studierenden gilt § 6 Abs. 1 und 2 entsprechend. 
(2) Die Überwachung durch die Videokonferenz ist auf die während des 
Prüfungsvorgangs entstehenden Bild- und Tonsignale beschränkt. Eine Aufzeichnung 
der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder Tondaten ist nicht 
zulässig. Die wesentlichen Inhalte der mündlichen oder praktischen Fernprüfung 
werden von einer oder einem Prüfenden oder einer Beisitzerin oder einem Beisitzer 
protokolliert. 
§ 8 
Wahlrecht 
(1) Die Teilnahme an elektronischen Fernprüfungen erfolgt auf freiwilliger Basis. Die 
Freiwilligkeit der Teilnahme ist grundsätzlich dadurch sicherzustellen, dass eine 
termingleiche Präsenzprüfung als Alternative angeboten wird. Termingleich sind 
Prüfungen, die innerhalb desselben Prüfungszeitraums unter Beachtung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit stattfinden. 
(2) Soll die elektronische Fernprüfung nach § 1 Abs. 2 Satz 2 angeboten werden, 
stellen die Hochschulen fest, ob und für wie viele Studierende eine Präsenzprüfung 
angeboten werden kann. Kann eine Präsenzprüfung nicht durchgeführt werden oder 
melden sich zu viele Studierende für die Alternative der Präsenzprüfung an, können 
die Hochschulen Studierende auf den voraussichtlich nächstmöglichen 
Präsenzprüfungstermin verweisen. Prüfungsrechtliche Nachteile dürfen dadurch nicht 
entstehen. Hierzu legen die Hochschulen Kriterien fest, wobei die Auswahl vorrangig 
nach dem Studienfortschritt erfolgen soll. Den betroffenen Studierenden muss ein 
Wechsel zur elektronischen Fernprüfung ermöglicht werden. 
§ 9 
Technische Störungen 
(1) Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, 
die Übermittlung der Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der 
Prüfung bei einer Fernklausur technisch nicht durchführbar, wird die Prüfung der 
betroffenen Studierenden im jeweiligen Stadium beendet und die Prüfungsleistung 
nicht gewertet. Betroffene Studierende sind entsprechend den allgemeinen 
prüfungsrechtlichen Grundsätzen dazu verpflichtet, die technische Störung 



unverzüglich gegenüber der Hochschule geltend zu machen, soweit es sich nicht um 
einen offensichtlichen, von Amts wegen zu berücksichtigenden Mangel handelt. Die 
Störung ist von der Hochschule zu protokollieren. Der Prüfungsversuch gilt als nicht 
unternommen; dies gilt nicht, wenn den Studierenden nachgewiesen werden kann, 
dass sie die Störung zu verantworten haben. Das Wahlrecht nach § 8 bleibt 
unberührt. 
(2) Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer mündlichen Fernprüfung 
vorübergehend aus von den Studierenden nicht zu vertretenden Gründen technisch 
gestört, wird die Prüfung nach Behebung der technischen Störung fortgesetzt. Dauert 
die technische Störung an, sodass die mündliche Prüfung nicht ordnungsgemäß 
fortgeführt werden kann, wird die Prüfung zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt. 
Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. Tritt die technische Störung auf, nachdem 
bereits ein wesentlicher Teil der Prüfungsleistung erbracht wurde, kann die Prüfung 
fernmündlich ohne Verwendung eines Videokonferenzsystems fortgesetzt und 
beendet werden. Bei praktischen Fernprüfungen gelten die Sätze 1 bis 4 
entsprechend. 
§ 10 
Übungsklausuren 
Die Hochschulen können Verfahren der Videoaufsicht durch automatisierte 
Auswertung von Bild- oder Tondaten erproben, wenn diese auf Übungsklausuren 
beschränkt bleiben. § 6 Abs. 4 Satz 2 und 4 sowie § 8 Abs. 1 Satz 2 gelten 
entsprechend. Die Studierenden müssen auf der Grundlage von Informationen nach 
§ 3 Abs. 2 ausdrücklich in die mit dieser Prüfungsform verbundene 
Datenverarbeitung eingewilligt haben. 
§ 11 
Hochschulen 
(1) Das Satzungsrecht der Hochschulen nach den §§ 7, 26, 66 und 119 des 
Hochschulgesetzes bleibt im Übrigen unberührt. 
(2) Hochschulen, die elektronische Fernprüfungen durchführen, sind verpflichtet, den 
Modellversuch wissenschaftlich zu begleiten und hinsichtlich seiner Wirkung zu 
überprüfen. 
§ 12 
In- und Außerkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft und mit Ablauf des 31. 
März 2026 außer Kraft. 
 
Saarländisches Hochschulgesetz (SHSG) vom 30.11.2016, zuletzt geändert am 
10.07.2024 

§ 60 Studienordnungen 

(1) 1Die Fakultäten stellen für jeden Studiengang eine Studienordnung auf. 2Die 
Studienordnung regelt auf der Grundlage der Prüfungsordnung Inhalt und Aufbau des 
Studiums, gegebenenfalls einschließlich einer in den Studiengang eingeordneten 
berufspraktischen Tätigkeit. 3Die Studienordnung sieht Schwerpunkte vor, die die 
Studierenden nach eigener Wahl bestimmen können. 

(2) 1Die Studieninhalte sind so auszuwählen, dass das Studium in der Regelstudienzeit 
(§ 59) abgeschlossen werden kann. 2Die Studienordnung bezeichnet Gegenstand und Art 
der Lehrveranstaltungen und Studienleistungen, die für den erfolgreichen Abschluss des 
Studiums erforderlich sind. 3Der Gesamtumfang der Lehrveranstaltungen ist so zu 
bemessen, dass den Studierenden Gelegenheit zur selbstständigen Vorbereitung und 
Vertiefung des Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen nach 



eigener Wahl verbleibt. 4Bei der Gestaltung des Lehrangebots ist auf die Bedürfnisse der 
Teilzeitstudierenden sowie studierender Spitzensportlerinnen und Spitzensportler 
Rücksicht zu nehmen. 

(3) 1Die Studienordnung kann die Zulassung zu Studienabschnitten oder zu einzelnen 
Veranstaltungen von bestimmten Voraussetzungen, insbesondere von der Erbringung 
bestimmter Studienleistungen oder dem Bestehen von Prüfungen, abhängig machen. 2Sie 
kann die Anforderungen festlegen, die an die Deutsch- oder Fremdsprachenkenntnisse 
und die Beherrschung der Informations- und Kommunikationstechnik zu stellen sind. 

(4) Zur Erprobung neuer Lehr- und Lernformen kann das Dekanat Abweichungen von den 
in der Studienordnung vorgesehenen Veranstaltungsformen gestatten. 

(5) Die Studiendekanin/Der Studiendekan erstellt für jeden Studiengang auf der Grundlage 
der Studienordnung einen Studienplan, der der Studienordnung als Empfehlung an die 
Studierenden für einen sachgerechten Aufbau des Studiums hinzuzufügen ist. 

(6) 1In Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung abschließen, sind die 
Studienordnungen der für die Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde 
anzuzeigen, die das Einvernehmen mit dem für die Prüfung zuständigen Ministerium 
herstellt. 2Die für die Wissenschaft zuständige oberste Landesbehörde kann innerhalb von 
zwei Monaten eine Änderung verlangen, wenn die Studienordnung nicht gewährleistet, 
dass das Studium entsprechend der Prüfungsordnung durchgeführt und abgeschlossen 
werden kann. 3Nach Ablauf dieser Frist tritt die Studienordnung in Kraft, wenn eine 
Änderung nicht verlangt worden ist. 

§ 63 Prüfungen 

(1) 1Ein Studiengang wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung oder eine staatliche 
Prüfung abgeschlossen, mit der der Studienerfolg festgestellt und die studienbegleitend 
auf der Basis eines Leistungspunktesystems nach § 58 Absatz 3 Satz 2 abgelegt wird. 2In 
noch bestehenden Diplom- und Magisterstudiengängen sowie in Studiengängen mit 
Staatsexamen können abweichend von Satz 1 und von § 58 Absatz 3 eine Abschluss- und 
eine Zwischenprüfung vorgesehen werden. 3Die Prüfungsordnung kann weitere 
Leistungen als Nachweis für die ordnungsgemäße Fortsetzung des Studiums verlangen. 

(2) Die Begutachtung von Bachelorarbeiten muss spätestens nach zwei Monaten, die 
Begutachtung von Masterarbeiten und vergleichbaren Abschlussarbeiten spätestens nach 
drei Monaten abgeschlossen sein. 

(3) 1Hochschulprüfungen können von den Mitgliedern der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, von entpflichteten oder im Ruhestand 
befindlichen Professorinnen und Professoren, Mitgliedern der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer an anderen Hochschulen, 
Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren, Privatdozentinnen und Privatdozenten 
und außerplanmäßigen Professorinnen und Professoren abgenommen werden. 2Die 
Prüfungsordnung kann vorsehen, dass Mitglieder der Gruppe der akademischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Lehrbeauftragte sowie in der beruflichen Praxis erfahrene 
Personen zu Prüferinnen und Prüfern bestellt werden. 3Prüfungsleistungen dürfen nur von 
Personen bewertet werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung festzustellende 
oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 

(4) 1Prüfungsleistungen in Prüfungen, deren Nichtbestehen endgültig ist, sind in der Regel 
von mindestens zwei Prüferinnen und Prüfern zu bewerten. 2Darüber hinaus kann der 
Prüfling in begründeten Ausnahmefällen verlangen, dass Prüfungsleistungen in 
Hochschulabschlussprüfungen von zwei Prüferinnen und Prüfern bewertet 
werden. 3Mündliche Prüfungen sind von mehreren Prüferinnen und Prüfern oder von einer 
Prüferin/einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin/eines sachkundigen 
Beisitzers abzunehmen. 



(5) 1Zwischen- und Abschlussprüfungen können höchstens zweimal wiederholt 
werden. 2Die Prüfungsordnung kann vorsehen, dass in begründeten Ausnahmefällen eine 
dritte Wiederholungsmöglichkeit zum nächstmöglichen Prüfungszeitpunkt eingeräumt 
wird. 3Ein begründeter Ausnahmefall liegt insbesondere vor, wenn die/der Studierende 
sämtliche Prüfungs- und Studienleistungen des Studienganges bis auf die 
Prüfungsleistung, für die sie/er die dritte Wiederholung beantragt, mit Erfolg erbracht 
hat. 4Für studienbegleitende Prüfungen kann an Stelle der Wiederholbarkeit bestimmt 
werden, dass Studienleistungen innerhalb bestimmter Fristen zu erbringen 
sind. 5Höchstens zwei Leistungsversuche sind innerhalb der Frist zu ermöglichen. 

(6) 1Die Hochschule kann durch Ordnung mit Zustimmung der für die Wissenschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde regeln, dass geeignete Prüfungen aus 
übergeordnetem, wichtigem Grund oder zur Erprobung neuer Prüfungsmodelle in 
elektronischer Form und ohne die Verpflichtung durchgeführt werden können, persönlich 
in einem vorgegebenen Prüfungsraum anwesend sein zu müssen. 2Sie ist berechtigt, die 
hierzu erforderlichen personenbezogenen Daten der Studierenden zu verarbeiten. 3In der 
Ordnung sind Regelungen zur Sicherung des Datenschutzes, zur Sicherstellung der 
persönlichen Leistungserbringung durch die zu Prüfenden und ihrer eindeutigen 
Authentifizierung, zur Verhinderung von Täuschungshandlungen sowie zum Umgang mit 
technischen Problemen zu treffen. 4Die Hochschule berichtet dem Landtag nach Ablauf 
des Wintersemesters 2022/2023 über die gemachten Erfahrungen. 

 
Gesetz über die Hochschulen im Freistaat Sachsen(Sächsisches 
Hochschulgesetz – SächsHSG) vom 31.05.2023, zuletzt geändert am 31.01.2024 

§ 5 Aufgaben 

(1) 1Die Hochschulen pflegen ihrem fachlichen Profil entsprechend Wissenschaft, Kunst 
und Bildung durch Forschung, Lehre, Studienangebote und Weiterbildung im Bewusstsein 
ihrer Verantwortung gegenüber der Gesellschaft in einem freiheitlichen, demokratischen 
und sozialen Rechtsstaat. 2Die Hochschulen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 dienen 
den angewandten Wissenschaften und der angewandten Kunst und nehmen überwiegend 
praxisorientierte Lehr- und Forschungsaufgaben wahr. 

(2) Die Hochschulen haben insbesondere folgende Aufgaben: Sie 

• 1.bereiten ihrem fachlichen Profil entsprechend mit Studienangeboten auf 
berufliche Tätigkeiten im In- und Ausland vor und bieten berufsbegleitende 
und allgemeine wissenschaftliche Weiterbildung an, 

• 2.fördern den wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchs, 
• 3.fördern durch Forschung, Lehre, Wissens- und Technologietransfer im 

Rahmen ihres fachlichen Profils die Digitalisierung, nutzen bei der 
Bereitstellung und Vermittlung des Lehrangebotes die Möglichkeiten der 
Informations- und Kommunikationstechnik sowie der Digitalisierung, fördern 
den Erwerb von Kenntnissen und Kompetenzen für den digitalen Wandel und 
tragen dazu bei, durch die Digitalisierung hervorgerufene gesellschaftliche 
Veränderungen zu bewältigen, 

• 4.fördern Forschungs- und Entwicklungsvorhaben ihrer Mitglieder und 
Angehörigen, 

• 5.fördern die Zusammenarbeit mit anderen Hochschulen, 
Forschungseinrichtungen, Forschungsfördereinrichtungen, Kultur- und 
Bildungseinrichtungen sowie der Wirtschaft, 

• 6.unterstützen die Weiterbildung ihrer Mitglieder und Angehörigen, 
• 7.beraten am Studium Interessierte sowie Studentinnen und Studenten über 

Studienangebote, Inhalt, Aufbau und Anforderungen eines Studiums, 
• 8.beraten die Studentinnen und Studenten in fachlichen und 

studienorganisatorischen Fragen sowie in Fragen der Berufsorientierung, 



• 9.fördern die studentische Selbsthilfe, 
• 10.fördern den Wissens- und Technologietransfer sowie den künstlerischen 

Transfer, veröffentlichen zu diesem Zweck ihre Forschungsergebnisse und 
setzen sich mit den Möglichkeiten von deren Nutzung auseinander, 

• 11.tragen mit ihrer Forschung und Lehre zum Erhalt und zur Verbesserung 
menschlicher Lebens- und Umweltbedingungen, zur bewussten Nutzung von 
Ressourcen und einer nachhaltigen Entwicklung sowie zur Lösung weiterer 
gesellschaftlicher Aufgaben bei, 

• 12.fördern die internationale Zusammenarbeit, insbesondere den Austausch 
im Europäischen Hochschulraum, 

• 13.berücksichtigen bei ihren Entscheidungen soziale Belange ihrer Mitglieder 
und Angehörigen, fördern die kulturelle und sportliche Betätigung der 
Studentinnen und Studenten und können für ihre weiteren Mitglieder und 
Angehörigen die sportliche Betätigung und Gesundheitsvorsorge fördern, 
unterstützen Studentinnen und Studenten mit Kindern und pflegebedürftigen 
Angehörigen, fördern die Integration ausländischer Studentinnen und 
Studenten insbesondere durch sprachliche und fachliche Betreuung, 

• 14.berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse ihrer Mitglieder, Angehörigen 
sowie Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit Behinderungen oder 
chronischen Krankheiten, treffen die erforderlichen Maßnahmen zu deren 
Inklusion, damit diese die Angebote der Hochschule selbständig und 
barrierefrei in Anspruch nehmen können, und tragen dafür Sorge, dass 
Studentinnen und Studenten mit Behinderungen oder chronischen 
Krankheiten in ihrem Studium nicht benachteiligt werden, 

• 15.nehmen die bibliothekarische Versorgung der Hochschule und darüber 
hinausgehende bibliothekarische Aufgaben wahr. 

(3) 1Die Hochschulen erstellen ein Gleichstellungskonzept für das hauptberuflich tätige 
Personal, das alle fünf Jahre zu aktualisieren ist. 2Das Gleichstellungskonzept soll 
Steigerungsziele und Festlegungen zu personellen, organisatorischen und weiterbildenden 
Maßnahmen enthalten, mit denen die Gleichstellung von Frauen und Männern auf allen 
Ebenen, insbesondere in Führungs- und Entscheidungspositionen, erreicht werden 
kann. 3Die Hochschulen sollen sich für die Steigerungsziele des wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals mindestens an dem Geschlechteranteil der niedrigeren 
Qualifizierungsstufe im wissenschaftlichen und künstlerischen Bereich orientieren. 

(4) 1Die Hochschulen tragen den Interessen ihres Personals auf gute 
Beschäftigungsbedingungen angemessen Rechnung. 2Dazu erlassen sie Regelungen 
oder entwickeln bestehende Regelungen für den Umgang mit befristeten und unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnissen weiter, regeln Vergütungen und Laufzeiten von 
Lehraufträgen, entwickeln Maßnahmen und Arbeitszeitmodelle zur besseren Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie, stärken das Gesundheitsmanagement und stellen die 
wissenschaftliche Betreuung ihres Nachwuchses sicher. 3Die Hochschulen erstellen 
Personalentwicklungskonzepte. 4Sie unterbreiten den Lehrenden ein Angebot zur 
Erlangung didaktischer Fähigkeiten und den Führungskräften ein Angebot zur Stärkung 
der Führungskompetenz. 

(5) 1Die Hochschulen berücksichtigen die Vielfalt ihrer Mitglieder und Angehörigen bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben und tragen insbesondere dafür Sorge, dass alle Mitglieder und 
Angehörigen ungeachtet ihrer Herkunft und ethnischen Zugehörigkeit, des Geschlechtes, 
des Alters, der sexuellen Identität, einer Behinderung, einer chronischen Krankheit, ihrer 
Religion oder ihrer Weltanschauung gleichberechtigt an Forschung, Lehre, Studium und 
Weiterbildung im Rahmen ihrer Aufgaben, Rechte und Pflichten an der Hochschule 
teilnehmen können. 2Die Hochschulen stellen für ihre Mitglieder ein diskriminierungsfreies 
Studium oder eine diskriminierungsfreie berufliche oder wissenschaftliche Tätigkeit 
sicher. 3Sie wirken im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf den Abbau bestehender 
Benachteiligungen hin. 4§ 3 Absatz 4, § 7 Absatz 1, § 12 Absätze 1 bis 4 sowie 
§ 13Absatz 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes vom 14. August 2006 (BGBl. I 



S. 1897), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 
2510) geändert worden ist, gelten für die Mitglieder und Angehörigen, die keine 
Beschäftigten sind, entsprechend. 

(6) Weitere Aufgaben dürfen den Hochschulen nur übertragen werden, wenn sie mit den in 
Absatz 1 genannten zusammenhängen. 

(7) 1Die Hochschulen können zur Erfüllung ihrer Aufgaben zusammenarbeiten. 2Die 
Zusammenarbeit wird durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung geregelt. 

§ 35 Prüfungsordnungen 

(1) 1Die Hochschule erlässt für jeden Studiengang eine Prüfungsordnung, die 
insbesondere das Prüfungsverfahren und die Prüfungsgegenstände 
regelt. 2Prüfungsordnungen müssen insbesondere regeln: 

• 1.die allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen sowie die Fristen für das 
Ablegen der Zwischen- und Abschlussprüfung, 

• 2.die Regelstudienzeit, 
• 3.den unter Beachtung von § 37 Absatz 4 in Semesterwochenstunden 

ausgedrückten Umfang der Lehrveranstaltungen, soweit die einzelnen 
Studienabschnitte nicht modularisiert sind, sowie den Studien- und 
Prüfungsaufbau, 

• 4.die Dauer einer dem Studium dienenden berufspraktischen Tätigkeit sowie 
die Dauer im Ausland zu erbringender Studienleistungen, 

• 5.welche Leistungsnachweise für die Zulassung zu einer Prüfung erforderlich 
sind und die Anzahl der Wiederholungsmöglichkeiten für diese 
Leistungsnachweise, 

• 6.die Anzahl sowie Art, Gegenstand, Aufbau und Ausgestaltung der Fach- und 
Modulprüfungen sowie der Zwischen- und Abschlussprüfung, 

• 7.Anzahl, Art, Gegenstand und Ausgestaltung von Prüfungsleistungen sowie 
die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung der Abschlussarbeit, 

• 8.die Fristen, die Voraussetzungen und das Verfahren für die Meldung und 
Zulassung zu den Fach- oder Modulprüfungen und deren Wiederholung sowie 
die Modalitäten zur Bekanntmachung der Prüfungstermine und -ergebnisse, 

• 9.die Anerkennung von Studienzeiten sowie Studien- und Prüfungsleistungen, 
die in anderen Studiengängen erbracht wurden, 

• 10.die Anrechnung von außerhalb des Studiums erworbenen Qualifikationen, 
soweit diese Teilen des Studiums nach Inhalt und Anforderung gleichwertig 
sind und es insoweit ersetzen können, höchstens bis zur Hälfte des Studiums 
berechnet nach Leistungspunkten gemäß dem European Credit Transfer 
System (ECTS-Leistungspunkte), 

• 11.die Form und das Verfahren der Fach- oder Modulprüfung sowie die 
Folgen von Versäumnissen, Rücktritt, Täuschung und Verstößen gegen 
Prüfungsvorschriften, 

• 12.die Grundsätze der Bewertung und Benotung der einzelnen 
Prüfungsleistungen, die Ermittlung des Prüfungsgesamtergebnisses und das 
Bestehen von Fach- oder Modulprüfungen, 

• 13.die Fristen für die Bewertung schriftlicher Prüfungsleistungen durch die 
Prüferinnen und Prüfer, 

• 14.die Zusammensetzung, Aufgaben und Zuständigkeiten der 
Prüfungsorgane, 

• 15.den aufgrund der bestandenen Hochschulprüfung zu verleihenden 
Hochschulgrad, 

• 16.den Inhalt und die Gestaltung der Zeugnisse und der Urkunde über die 
Verleihung des Hochschulgrades sowie die Ausstellung des Diploma 
Supplements, 



• 17.das Recht zur Einsicht in die Prüfungsunterlagen, 
• 18.das Widerspruchsverfahren in der Hochschule. 

(2) 1Die Prüfungsordnungen der Hochschulen können Hochschulprüfungen auch in 
digitaler Form vorsehen. 2Die Prüfungsordnungen müssen insbesondere Regelungen zur 
Identifikation der Prüflinge, zur Verhinderung von Täuschungsversuchen, zu den 
technischen Voraussetzungen und zum Umgang mit technischen Störungen enthalten. 

(3) Prüfungsordnungen können vorsehen, dass Studien- und Prüfungsleistungen auch in 
einer anderen Sprache als Deutsch zu erbringen sind oder erbracht werden können. 

(4) Prüfungsordnungen müssen die Inanspruchnahme des Mutterschutzes und der 
Elternzeit zulassen sowie Regelungen gegen die Benachteiligung von Studentinnen und 
Studenten mit Behinderungen oder chronischen Krankheiten treffen. 

(5) 1Die Hochschule zeigt Prüfungsordnungen von Studiengängen, die mit einer 
staatlichen Prüfung abschließen, dem Staatsministerium an, welches das Einvernehmen 
mit dem für die Durchführung der Prüfung zuständigen Staatsministerium herstellt. 2Die 
Prüfungsordnung tritt in Kraft, wenn das Staatsministerium eine Änderung nicht innerhalb 
von vier Monaten nach Eingang der Anzeige verlangt. 3§ 111 bleibt unberührt. 

Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (HSG LSA) vom 01.07.2021 

§ 9 Lehrangebote, Regelstudienzeiten 

(1) 1Studiengänge und Studienprogramme können im Präsenz- oder Fernstudium als 
Vollzeit- oder Teilzeitstudium eingerichtet werden. 2Studiengänge in Kombination dieser 
Formen sind möglich. 3Die Lehrangebote werden in der Regel modular gegliedert und auf 
den Bedarf für einen oder mehrere Studiengänge ausgerichtet. 4Den Modulen sollen 
Kreditpunkte zugeordnet werden. 5Unbeschadet einer Zuordnung zu bestimmten 
Studiengängen können geeignete Lehrangebote auch zur Abdeckung einer besonderen 
individuellen oder regionalen Nachfrage als Studienprogramme ausgewiesen werden. 6Die 
Hochschulen entwickeln in enger Zusammenarbeit mit der Wirtschaft duale 
Studienangebote. 7In die Lehrangebote sind Möglichkeiten zur Nutzung der modernen 
Informations- und Kommunikationstechnologien einzubeziehen. 

(2) 1Die Hochschulen sollen Studiengänge so einrichten und organisieren, dass ein 
Studium auch in Teilzeitform möglich ist. 2Die Hochschulen sollen darüber hinaus eine 
Immatrikulation oder Rückmeldung als Teilzeitstudierende oder Teilzeitstudierender 
zulassen. 3Die Immatrikulation oder Rückmeldung als Teilzeitstudierende oder 
Teilzeitstudierender soll semesterweise oder für jeweils ein Studienjahr ermöglicht werden. 

(3) 1Studiengänge führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss und 
werden durch Studien- und Prüfungsordnungen geregelt. 2Als berufsqualifizierend im 
Sinne dieses Gesetzes gilt auch der Abschluss eines Studienganges, durch den die 
fachliche Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine berufliche 
Einführung vermittelt wird. 3Soweit das jeweilige Studienziel eine berufspraktische 
Tätigkeit erfordert, ist sie mit den übrigen Teilen des Studiums inhaltlich und zeitlich 
abzustimmen und in den Studiengang einzuordnen. 

(4) 1Die Einrichtung und Schließung von Studiengängen erfolgt auf der Grundlage von 
Zielvereinbarungen zwischen Ministerium und Hochschule. 2In besonderen Fällen oder 
wenn Zielvereinbarungen nicht zustande kommen, kann das Ministerium die Einrichtung 
oder Schließung einzelner Studiengänge genehmigen. 3Die Genehmigung gilt als erteilt, 
sofern das Ministerium nicht innerhalb eines Monats nach Anzeige der Einrichtung oder 
Schließung des Studienganges durch die Hochschule unter Beifügung von Studien- und 
Prüfungsordnungen widerspricht. 

(5) Die Hochschulen können in Ordnungen die Mindeststudierendenzahl pro Studiengang 
und pro Jahr festlegen und die regelmäßige Überprüfung der Auslastung der 
Studiengänge und die Entscheidung über die Schließung von Studiengängen, die diese 



Voraussetzungen nicht erfüllen, durch den Senat im Einvernehmen mit dem Ministerium 
vorgeben. 

(6) 1Die Hochschulen sollen Studiengänge einrichten, die zu einem Bachelor- oder 
Bakkalaureusgrad und zu einem Master- oder Magistergrad führen. 2In begründeten 
Fällen kann ein Studiengang mit einem Staatsexamen, einem Diplom oder einer 
kirchlichen Prüfung abschließen. 

(7) 1Die Studienzeiten, in denen in der Regel, bei entsprechender inhaltlicher Gestaltung 
des Lehrangebotes, ein berufsqualifizierender Abschluss erworben werden kann, sind in 
den Prüfungsordnungen anzugeben (Regelstudienzeit). 2Die Regelstudienzeit ist 
maßgebend für die Gestaltung der Studienordnung, für die Sicherstellung des 
Lehrangebots sowie für die Ermittlung und Festlegung der Ausbildungskapazitäten und die 
Berechnung von Studierendenzahlen bei der Hochschulplanung. 

(8) 1Für jeden Studiengang ist eine Regelstudienzeit festzulegen. 2Die Regelstudienzeit 
beträgt bei Studiengängen mit dem Abschluss 

• 1.Bachelor mindestens drei und höchstens vier Jahre, 
• 2.Master mindestens ein und höchstens zwei Jahre, 
• 3.Diplom an Hochschulen für angewandte Wissenschaften höchstens vier, an 

Universitäten höchstens fünf und an Kunst- und Musikhochschulen 
grundsätzlich fünf Jahre und 

• 4.Magister höchstens viereinhalb Jahre. 
3Bei konsekutiven Studiengängen, die nach einem Bachelorgrad zu einem darauf 
aufbauenden Mastergrad führen, beträgt die Gesamtregelstudienzeit fünf Jahre. 4Davon 
abweichende Regelstudienzeiten können in begründeten Fällen festgelegt werden. 5Dies 
gilt auch für Studiengänge, die in besonderen Studienformen wie Teilzeitstudiengängen 
angeboten werden. 

(9) 1Der Fachbereich kann in einer Ordnung, die der Zustimmung des Senates bedarf, das 
Recht zur Teilnahme an Lehrveranstaltungen beschränken oder den Zugang zu einem 
Studienabschnitt von dem Erbringen bestimmter Studienleistungen oder dem Bestehen 
einer Prüfung abhängig machen, wenn eine ordnungsgemäße Ausbildung ansonsten nicht 
gewährleistet werden kann oder die Beschränkung aus entsprechend wichtigen Gründen 
der Forschung, Lehre oder Krankenversorgung erforderlich ist. 2Dieses gilt auch für 
Studiengänge, die mit einer Staatsprüfung abschließen. 

(10) 1Es besteht keine Anwesenheitspflicht bei Lehrveranstaltungen. 2Die 
Prüfungsordnungen können festlegen, dass die Studierenden zur Anwesenheit in 
einzelnen Lehrveranstaltungen verpflichtet sind, soweit dies im Hinblick auf die Art und 
den Inhalt einer Lehrveranstaltung erforderlich ist. 

§ 12 Prüfungen 

(1) Das Studium wird durch den Nachweis der für einen Hochschul-, staatlichen oder 
kirchlichen Abschluss geforderten Prüfungen abgeschlossen. 

(2) 1Prüfungen dienen der Feststellung, ob der oder die Studierende bei Beurteilung seiner 
oder ihrer individuellen Leistung das Ziel des Moduls, des Studienabschnitts oder des 
Studienganges erreicht hat. 2Auch bei Gemeinschaftsarbeiten müssen die individuellen 
Leistungen deutlich abgrenzbar und bewertbar sein. 3Hochschulprüfungen werden 
studienbegleitend oder als Blockprüfung am Ende eines Studienabschnittes oder des 
Studienganges nach Maßgabe der Prüfungsordnung durchgeführt. 

(3) 1Die Hochschulen und die staatlichen Prüfungsämter sind berechtigt, von den 
Prüfungskandidaten und Prüfungskandidatinnen eine Versicherung an Eides statt zu 
verlangen und abzunehmen, dass die Prüfungsleistung von ihnen selbstständig und ohne 
unzulässige fremde Hilfe und unter Beachtung der allgemeinen Grundsätze guter 



wissenschaftlicher Praxis erbracht worden ist. 2Näheres regeln die jeweiligen 
Prüfungsordnungen. 

(4) 1Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind Professoren, Professorinnen, 
Juniorprofessoren, Juniorprofessorinnen sowie nach Maßgabe der Prüfungsordnung 
sonstige Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen, wissenschaftliche Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen gemäß § 33a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 und 3, soweit sie Lehraufgaben 
leisten, Lehrbeauftragte sowie in der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene 
Personen berechtigt und verpflichtet. 2Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen 
bewertet werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation besitzen. 

(5) 1Prüfungsleistungen in Hochschulprüfungen sowie studienbegleitende Prüfungen, 
deren Bestehen Voraussetzung für die Fortsetzung des Studiums sind, sind in der Regel 
von zwei Prüfenden zu bewerten. 2Schriftliche Studienabschlussarbeiten sind von 
mindestens zwei Prüfenden zu bewerten. 3Mündliche Prüfungen sind von mehreren 
Prüfenden oder von einem Prüfer oder einer Prüferin in Gegenwart eines sachkundigen 
Beisitzers oder einer Beisitzerin abzunehmen. 

(6) 1Mit staatlichen Prüfungen wird das Studium in den Studiengängen Medizin, 
Zahnmedizin, Pharmazie, Lebensmittelchemie und in Lehramtsstudiengängen, mit 
staatlichen sowie universitären Prüfungen im Studiengang Rechtswissenschaften 
abgeschlossen. 2Die Durchführung der staatlichen Prüfungen obliegt für die Studiengänge 

• 1.Medizin, Pharmazie, Zahnmedizin und Lebensmittelchemie dem 
Landesprüfungsamt für Gesundheitsberufe, 

• 2.Rechtswissenschaft dem Landesjustizprüfungsamt und  
• 3.der Lehrämter dem Landesinstitut für Schulqualität und Lehrerbildung 

Sachsen-Anhalt – Landesprüfungsamt für Lehrämter, 
sofern keine Prüfungen oder Prüfungsteile durch die jeweiligen Hochschulen durchgeführt 
werden. 3Sie erfolgt nach gesonderten Rechtsvorschriften. 4Dies gilt entsprechend für 
kirchliche Prüfungen, die von der Hochschule durchgeführt werden. 

(7) 1Zum Nachweis von Studien- und Prüfungsleistungen ist ein Leistungspunktesystem 
auf Grundlage des ECTS (European credit transfer system) anzuwenden, das auch die 
Übertragung erbrachter Leistungen auf andere Studiengänge derselben oder einer 
anderen Hochschule ermöglicht. 2Ausnahmen sind für den Bereich der künstlerischen 
Ausbildung sowie für nicht modularisierte Studiengänge, die mit einer Staatsprüfung 
abschließen, möglich. 

(8) Die Mitwirkung an Prüfungen gemäß Absatz 1 gehört zu den Dienstaufgaben der 
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen sowie der wissenschaftlichen Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen (§ 33a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 und 3) und erfolgt nach gesonderter 
Beauftragung durch die für die Prüfungen zuständigen Behörden. 

(9) 1Das Prüfungsamt entscheidet über das Vorliegen einer krankheitsbedingten 
Prüfungsunfähigkeit auf Grundlage einer ärztlichen Bescheinigung. 2Bestehen 
hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte, die eine Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich 
annehmen und einen anderen Nachweis. für erforderlich erscheinen lassen, ist die 
Hochschule berechtigt, auf ihre Kosten eine ärztliche Bescheinigung eines 
Vertrauensarztes oder einer Vertrauensärztin der Hochschule zu verlangen; der oder die 
Studierende muss zwischen mehreren Vertrauensärzten und Vertrauensärztinnen wählen 
können. 3Eine Einholung amtlicher Bescheinigungen, Zeugnisse oder Gutachten der 
unteren Gesundheitsbehörden im Sinne von § 19 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1 des 
Gesundheitsdienstgesetzes findet nicht statt, es sei denn, die betroffene Person hat 
ausdrücklich in die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten zum 
Zwecke des Nachweises der krankheitsbedingten Prüfungsunfähigkeit eingewilligt. 

(10) 1Zur Erprobung neuer oder effizienter Prüfungsmodelle wird das Ministerium 
ermächtigt, durch Verordnung vorzusehen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür 



geeignet sind, elektronisch und ohne die Verpflichtung durchgeführt werden können, 
persönlich in einem Prüfungsraum anwesend sein zu müssen. 2In der Verordnung sind 
insbesondere Bestimmungen zu treffen 

• 1.zur Sicherstellung der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften für 
die Verarbeitung personenbezogener Daten, 

• 2.zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung durch den 
Prüfungskandidaten oder die Prüfungskandidatin während der gesamten 
Prüfungsdauer, 

• 3.zur eindeutigen Authentifizierung des Prüfungskandidaten oder der 
Prüfungskandidatin, 

• 4.zur Verhinderung von Täuschungshandlungen, 
• 5.zum Umgang mit technischen Problemen. 

3Das Ministerium evaluiert die Umsetzung, die Wirkungen und die Akzeptanz dieser 
Bestimmungen sowie der darauf aufbauenden Prüfungsordnungen und 
Prüfungsregelungen und berichtet hierüber dem Landtag spätestens zum Ende des 
Jahres 2028. 

Verordnung zur Erprobung elektronischer Fernprüfungen an den Hochschulen 
im Land Sachsen-Anhalt(Elektronische Fernprüfungsverordnung Sachsen-
Anhalt – EFPrVO-LSA) vom 28. Januar 2021 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) 1Diese Verordnung gilt für elektronische Fernprüfungen an staatlichen und staatlich 
anerkannten Hochschulen in Sachsen-Anhalt. 2Dies sind Prüfungen, die ihrer Natur nach 
dafür geeignet sind, in elektronischer Form und ohne die Verpflichtung, persönlich in 
einem vorgegebenen Prüfungsraum anwesend zu sein, durchgeführt zu 
werden.3Schriftliche Prüfungen, die aufgrund ihrer Ausgestaltung nicht in einem 
vorgegebenen Prüfungsraum, aber ohne Aufsicht angefertigt werden, stellen keine 
elektronischen Fernprüfungen im Sinne dieser Verordnung dar. 4Weiterhin nicht als 
elektronische Fernprüfungen gelten Prüfungsformate, die nicht in einer Aufsichtssituation 
durchgeführt werden. 5Hierunter fallen insbesondere Haus- oder Seminararbeiten oder 
sogenannte Open-Book-Prüfungen. 

(2) 1Die elektronische Fernprüfung soll als zusätzliche Prüfungsform erprobt werden. 2Sie 
kann auch als Alternative zu einer Präsenzprüfung angeboten werden, wenn und soweit 
diese als Folge von Einschränkungen und Hindernissen insbesondere aufgrund einer 
Pandemie, Epidemie oder einer anderen Krisensituation, die den Studienbetrieb in 
vergleichbarer Weise beeinträchtigt, nicht oder nicht für alle zu Prüfenden durchgeführt 
werden kann. 

§ 2 Prüfungsformen 

(1) Elektronische Fernprüfungen können als schriftliche Aufsichtsarbeiten (Fernklausur) 
oder als mündliche oder praktische Fernprüfung angeboten werden. 

(2) Fernklausuren werden in einem vorgegebenen Zeitrahmen unter Verwendung 
elektronischer Kommunikationseinrichtungen mit Videoaufsicht nach § 6 Abs. 1 Satz 
1angefertigt. 

(3) Mündliche und praktische Fernprüfungen werden als Videokonferenz 
nach § 7 Abs. 1 durchgeführt. 

§ 3 Prüfungsmodalitäten 



(1) 1Wird eine elektronische Fernprüfung angeboten, ist dies grundsätzlich zu 
Veranstaltungsbeginn festzulegen. 2Falls dies nicht möglich ist, erfolgt die Festlegung in 
einem angemessenen Zeitraum vor der Prüfung. 

(2) Gleichzeitig mit dem Angebot oder der Festlegung werden die Studierenden 
unverzüglich informiert über 

• 1.die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach § 4, 
• 2.die technischen Anforderungen an die einzusetzenden 

Kommunikationseinrichtungen, die für eine ordnungsgemäße Durchführung 
der Prüfung erfüllt sein müssen, insbesondere das Bestehen einer geeigneten 
Bild- und Tonübertragung zur Videoaufsicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 oder 
Videokonferenz nach § 7 Abs. 1 sowie eine qualitativ ausreichende 
Internetverbindung und 

• 3.die organisatorischen Bedingungen für eine ordnungsgemäße Prüfung. 
(3) Es muss für die Studierenden die Möglichkeit bestehen, die Prüfungssituation in Bezug 
auf die Technik, die Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der Prüfung zu 
erproben. 

(4) Die Studierenden haben in eigenständiger Verantwortung zu prüfen, ob sie über die 
jeweils erforderliche technische Ausstattung nach Absatz 2 Nr. 2 verfügen; eine solche ist 
Voraussetzung für die Teilnahme an der elektronischen Fernprüfung. 

§ 4 Datenverarbeitung 

(1) 1Im Rahmen elektronischer Fernprüfungen dürfen personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, soweit dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Prüfung 
zwingend erforderlich ist. 2Dies gilt insbesondere für Zwecke der Authentifizierung 
nach § 5 und der Videoaufsicht nach § 6. 

(2) 1Die Hochschulen stellen sicher, dass die bei der Durchführung einer elektronischen 
Fernprüfung anfallenden personenbezogenen Daten im Einklang mit den 
datenschutzrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2), 
verarbeitet werden. 2Soll eine Übertragung personenbezogener Daten in ein Land 
außerhalb der Europäischen Union erfolgen, sind insbesondere die weiteren 
Anforderungen der Artikel 44 bis 50 der Verordnung (EU) 2016/679 zu beachten. 

(3) 1Die Studierenden sind in präziser, transparenter, verständlicher und leicht 
zugänglicher Form insbesondere darüber zu informieren, zu welchem Zweck die im 
Zusammenhang mit der Prüfung erhobenen notwendigen personenbezogenen Daten 
verarbeitet werden und wann diese wieder gelöscht werden. 2Auf die Betroffenenrechte 
nach den Artikeln 12 bis 21 der Verordnung (EU) 2016/679 ist ausdrücklich hinzuweisen. 

(4) Bei elektronischen Fernprüfungen sind Lernmanagementsysteme, 
Prüfungsplattformen, Videokonferenzsysteme und andere technische Hilfsmittel so zu 
verwenden, dass notwendige Installationen auf den elektronischen 
Kommunikationseinrichtungen der Studierenden nur unter den folgenden 
Voraussetzungen erfolgen: 

• 1.Die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird 
außerhalb der Prüfung nicht und währenddessen nur in dem zur 
Sicherstellung der Authentifizierung sowie der Unterbindung von 
Täuschungshandlungen notwendigen Maße beeinträchtigt, 

• 2.die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung 
wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt, 



• 3.die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung 
befindlichen Informationen wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt und 

• 4.eine vollständige Deinstallation ist nach der Fernprüfung möglich. 

§ 5 Authentifizierung 

(1) 1Vor Beginn einer elektronischen Fernprüfung erfolgt die Authentifizierung, soweit die 
Studierenden der Aufsicht nicht persönlich bekannt sind, mit Hilfe eines gültigen 
Lichtbildausweises, der nach Aufforderung vorzuzeigen ist. 2Die Hochschulen können 
weitere, gleich geeignete Authentifizierungsverfahren durch Satzung festlegen, die sie 
neben der Authentifizierung nach Satz 1 zusätzlich anbieten. 

(2) 1Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung nach Absatz 1 
notwendigerweise zu verarbeitenden Daten mittels einer technisch notwendigen 
Zwischenspeicherung über den Prüfungszeitraum hinaus ist 
unzulässig. 2Personenbezogene Daten aus der Zwischenspeicherung sind unverzüglich 
zu löschen. 

§ 6 Videoaufsicht bei Fernklausuren 

(1) 1Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen während einer Fernklausur sind die 
Studierenden verpflichtet, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten 
Kommunikationseinrichtungen zu aktivieren (Videoaufsicht). 2Eine darüberhinausgehende 
Raumüberwachung findet nicht statt. 3Die Videoaufsicht ist im Übrigen so einzurichten, 
dass der Persönlichkeitsschütz und die Privatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den 
berechtigten Kontrollzwecken erforderlich eingeschränkt werden. 

(2) 1Die Videoaufsicht erfolgt durch Aufsichtspersonal der Hochschulen. 2Eine 
automatisierte Auswertung von Bild- oder Tondaten der Videoaufsicht durch die 
Hochschule ist unzulässig. 

(3) 1Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder 
Tondaten ist nicht zulässig. 2§ 5 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) 1Abweichend von den Absätzen 2 und 3 kann die Videoaufsicht auch automatisiert 
erfolgen, wenn die elektronische Fernprüfung als Alternative zu einer Präsenzprüfung 
nach § 1 Abs. 2 Satz 2 angeboten werden soll, kein ausreichendes Aufsichtspersonal für 
die Durchführung der Videoaufsicht nach Absatz 2 Satz 1 zur Verfügung steht 
(Kapazitätsüberlastung) und die Studierenden ihre ausdrückliche Einwilligung erklärt 
haben. 2Die Studierenden sind vor Erteilung der Einwilligung nach Artikel 9 Abs. 2Buchst. 
a der Verordnung (EU) 2016/679 über die Wirkungsweise einer automatisierten 
Videoaufsicht und die bestehenden Möglichkeiten zur Ablegung einer Präsenzprüfung zu 
unterrichten. 3Die Kapazitätsüberlastung und die Unterrichtung sind jeweils zu 
dokumentieren. 4Personenbezogene Daten, die bei einer automatisierten Videoaufsicht 
verarbeitet werden, dürfen nicht länger gespeichert werden, als dies zu Kontrollzwecken 
unbedingt erforderlich ist. 5Die Erstellung von Persönlichkeitsprofilen ist unzulässig. 

§ 7 Mündliche und praktische Fernprüfungen 

(1) Für die zur Durchführung der mündlichen oder praktischen Fernprüfung notwendige 
Übertragung von Bild und Ton (Videokonferenz) über die Kommunikationseinrichtung der 
Studierenden gilt § 6 Abs. 1 und 2 entsprechend. 

(2) 1Eine Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder 
Tondaten ist nicht zulässig. 2§ 5 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 3Die wesentlichen Inhalte 
der mündlichen Fernprüfung werden von einem Prüfer oder Beisitzer protokolliert. 



§ 8 Wahlrecht 

(1) 1Die Teilnahme an elektronischen Fernprüfungen ist freiwillig. 2Die Freiwilligkeit der 
Teilnahme ist grundsätzlich auch dadurch sicherzustellen, dass eine gleichzeitige 
Präsenzprüfung als Alternative angeboten wird. 3Gleichzeitig sind Prüfungen, die 
innerhalb desselben Prüfungszeitraums unter strenger Beachtung der Grundsätze der 
Chancengleichheit stattfinden. 

(2) 1Soll die elektronische Fernprüfung nach § 1 Abs. 2 Satz 2 angeboten werden, stellen 
die Hochschulen fest, ob und für wie viele Studierende eine Präsenzprüfung unter 
Beachtung der jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben und Empfehlungen angeboten 
werden kann. 2Kann eine Präsenzprüfung nicht durchgeführt werden oder melden sich zu 
viele Studierende für die Alternative der Präsenzprüfung an, können die Hochschulen 
Studierende auf den voraussichtlich nächstmöglichen Präsenzprüfungstermin 
verweisen. 3Prüfungsrechtliche Nachteile dürfen dadurch nicht entstehen. 4Hierzu legen 
die Hochschulen Kriterien fest, wobei die Auswahl vorrangig nach dem Studienfortschritt 
erfolgen soll. 5Den betroffenen Studierenden muss ein Wechsel zur elektronischen 
Fernprüfung ermöglicht werden, sofern diese angeboten wird. 

§ 9 Technische Störungen 

(1) 1Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die 
Übermittlung der Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei 
einer Fernklausur technisch nicht durchführbar, wird die Prüfung im jeweiligen Stadium 
beendet und die Prüfungsleistung nicht gewertet. 2Betroffene Studierende sind 
entsprechend den allgemeinen prüfungsrechtlichen Grundsätzen dazu verpflichtet, die 
technische Störung unverzüglich gegenüber der Prüfungsbehörde geltend zu machen, 
soweit es sich nicht um einen offensichtlichen, von Amts wegen zu berücksichtigenden 
Mangel handelt. 3Die Störung ist von den Hochschulen zu protokollieren. 4Hierfür ist eine 
gesonderte Mitteilungsmöglichkeit einzurichten. 5Der Prüfungsversuch gilt als nicht 
unternommen. 6Dies gilt nicht, wenn dem jeweiligen Studierenden nachgewiesen werden 
kann, dass er die Störung zu verantworten hat. 7Das Wahlrecht nach § 8 bleibt unberührt. 

(2) 1Ist die Bild- oder Tonübertragung bei einer mündlichen Fernprüfung vorübergehend 
gestört, wird die Prüfung nach Behebung der Störung fortgesetzt. 2Dauert die technische 
Störung an, so dass die mündliche Prüfung nicht ordnungsmäßig fortgeführt werden kann, 
wird die Prüfung zu einem späteren Zeitpunkt wiederholt. 3Absatz 1 Satz 2 bis 6 gilt 
entsprechend. 4Tritt die technische Störung auf, nachdem bereits ein wesentlicher Teil der 
Prüfungsleistung erbracht wurde, kann die Prüfung fernmündlich ohne Verwendung eines 
Videokonferenzsystems fortgesetzt und beendet werden. 5Bei praktischen Prüfungen 
gelten die Sätze 1 bis 4 entsprechend. 

§ 10 Übungsklausuren 

1Die Hochschulen können Verfahren der Videoaufsicht durch automatisierte Auswertung 
von Bild- oder Tondaten erproben, wenn diese auf Übungsklausuren beschränkt 
bleiben. 2§ 8 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 3Die Studierenden müssen auf der 
Grundlage von Informationen nach § 3 Abs. 2 ausdrücklich in die mit dieser Prüfungsform 
verbundene Datenverarbeitung eingewilligt haben. 

§ 11 Hochschulen 

(1) 1Das Satzungsrecht der Hochschulen nach § 13 in Verbindung mit § 77 des 
Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt bleibt im Übrigen unberührt. 2Die 
Hochschulen integrieren die Bestimmungen dieser Verordnung in geeigneter Weise in ihre 
Rahmenprüfungsordnungen oder Prüfungsordnungen. 



(2) Hochschulen, die elektronische Fernprüfungen durchführen, sind verpflichtet, an der 
Evaluierung nach § 12 Abs. 10 Satz 3 des Hochschulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt mitzuwirken. 

§ 12 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung[1] in Kraft. 

Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-
Holstein(Hochschulgesetz – HSG) vom 05.02.2016, zuletzt geändert am 
03.02.2022 

§ 51 Prüfungen und Anrechnung außerhalb der Hochschule erworbener 
Kenntnisse und Fähigkeiten 

(1) 1Das Hochschulstudium wird durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche oder 
kirchliche Prüfung oder durch eine Kombination von staatlicher Prüfung und 
Hochschulprüfung abgeschlossen, die studienbegleitend auf der Basis eines 
Leistungspunktesystems abgelegt wird. 2Noch bestehende Diplomstudiengänge sowie 
Studiengänge mit Staatsexamen können abweichend von Satz 1 und 
von § 49 Absatz 3 eine Abschlussprüfung vorsehen; in diesen Studiengängen findet eine 
Zwischenprüfung statt. 

(2) 1Studien- und Prüfungsleistungen, die an inländischen oder anerkannten 
ausländischen Hochschulen erbracht worden sind, werden anerkannt, wenn die 
Hochschule keine wesentlichen Unterschiede zu den Leistungen, die sie ersetzen sollen, 
nachweist. 2Dabei sind die von der Kultusministerkonferenz und 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzabkommen sowie Absprachen im 
Rahmen von Hochschulkooperationsvereinbarungen anzuwenden. 3Außerhalb von 
Hochschulen erworbene Kompetenzen und Fähigkeiten sind auf ein Hochschulstudium 
anzurechnen, wenn ihre Gleichwertigkeit mit den Kompetenzen und Fähigkeiten 
nachgewiesen ist, die im Studium zu erwerben sind und ersetzt werden sollen; insgesamt 
bis zu 50 % der für den Studiengang erforderlichen Leistungspunkte können angerechnet 
werden. 4Die Hochschulen regeln in der Prüfungsordnung, unter welchen 
Voraussetzungen Kenntnisse und Fähigkeiten, die außerhalb von Hochschulen erworben 
wurden, ohne Einstufungsprüfung angerechnet werden. 5In Einzelfällen ist eine 
Einstufungsprüfung zulässig. 

(3) Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen bewertet werden, die selbst mindestens 
die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 

(4) 1Abschlussarbeiten, insbesondere die Bachelor-, Master- oder Diplomarbeit, sind von 
zwei Prüfungsberechtigten zu bewerten. 2Sonstige schriftliche Prüfungsleistungen können 
von zwei Prüfungsberechtigten bewertet werden; auf eine Zweitbewertung darf nicht 
verzichtet werden, wenn es sich um eine Wiederholungsprüfung handelt. 3Mündliche 
Prüfungen sind in der Regel von mehreren Prüfungsberechtigten oder von einer oder 
einem Prüfungsberechtigten sowie einer sachkundigen Beisitzerin oder einem 
sachkundigen Beisitzer abzunehmen; Satz 2, zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 

(5) 1Bei mündlichen Hochschulprüfungen sind Studierende, die sich der gleichen Prüfung 
zu einem späteren Zeitpunkt unterziehen wollen, als Zuhörerinnen und Zuhörer 
zugelassen, sofern die Kandidatin oder der Kandidat bei der Meldung zur Prüfung nicht 
widerspricht oder sich die Öffentlichkeit nicht wegen der besonderen Eigenart des 
Prüfungsfachs verbietet. 2Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses. 

(6) 1Die Hochschule kann Prüfungen in elektronischer Form oder mittels elektronischer 
Kommunikation (elektronische Prüfung) durchführen. 2Die Hochschule ist berechtigt, die 



hierzu erforderlichen personenbezogenen Daten der Studierenden zu verarbeiten. 3Die 
Hochschulen regeln das Nähere, insbesondere zur Gewährleistung des Datenschutzes, 
zur Sicherstellung der persönlichen Leistungserbringung durch die zu Prüfenden und ihrer 
eindeutigen Authentifizierung, zur Verhinderung von Täuschungshandlungen sowie zum 
Umgang mit technischen Problemen durch Satzung, die der Genehmigung des Präsidiums 
bedarf. 

Thüringer Hochschulgesetz (ThürHG) vom 10.05.2018, zuletzt geändert am 
02.07.2024 

§ 46 Ziele des Studiums 

(1) 1Lehre und Studium sollen die Studierenden auf eine berufliche Tätigkeit einschließlich 
unternehmerischer Selbständigkeit vorbereiten und ihnen die dafür erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden dem jeweiligen Studiengang 
entsprechend so vermitteln, dass sie zu wissenschaftlicher und künstlerischer Arbeit, zu 
selbständigem, kritischen Denken und zu einem auf ethischen Normen gegründeten 
verantwortlichem Handeln und zur selbständigen Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und Methoden in einem freiheitlichen, demokratischen und sozialen 
Rechtsstaat befähigt werden. 2Durch Lehre und Studium soll auch die Fähigkeit zu 
lebensbegleitender eigenverantwortlicher Weiterbildung entwickelt und gefördert werden. 

(2) 1Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, im Zusammenwirken mit den 
zuständigen staatlichen Stellen Inhalte und Formen des Studiums im Hinblick auf die 
Entwicklungen in Wissenschaft und Kunst, die Bedürfnisse der beruflichen Praxis und die 
notwendigen Veränderungen in der Berufswelt sowie in gesamtgesellschaftlicher und 
globaler Neuorientierung zu überprüfen und weiterzuentwickeln. 2Bei der Reform von 
Studium und Lehre und bei der Bereitstellung des Lehrangebots sollen die Möglichkeiten 
des Fernstudiums sowie der Digitalisierung genutzt werden. 

(3) 1In der Lehre soll auf die Verwendung von eigens hierfür getöteten Tieren verzichtet 
werden, sofern wissenschaftlich gleichwertige Lehrmethoden und -materialien zur 
Verfügung stehen und die mit dem Studium bezweckte Berufsbefähigung dies 
zulässt. 2Auf begründeten Antrag kann der zuständige Prüfungsausschuss im Einzelfall 
zulassen, dass einzelne in der Prüfungsordnung vorgeschriebene Studien- und 
Prüfungsleistungen ohne die Verwendung eigens hierfür getöteter Tiere erbracht werden. 

§ 55 Prüfungsordnungen 

(1) 1Hochschulprüfungen werden auf der Grundlage einer Prüfungsordnung 
abgelegt. 2Der Senat kann für alle Studiengänge der Hochschule in einer Satzung nach 
Anhörung der Selbstverwaltungseinheiten nach § 38, bei der Dualen Hochschule nach 
Anhörung der Studienkommission, fachübergreifende Bestimmungen für das 
Prüfungsverfahren (Rahmenprüfungsordnung) erlassen. 

(2) 1Die Prüfungsordnungen regeln das Prüfungsverfahren, die Prüfungsanforderungen 
sowie die Zuständigkeiten zur Abnahme der Prüfungen nach Absatz 1 Satz 1. 2Sie 
müssen insbesondere festlegen, 

• 1.welche Regelstudienzeit gilt, 
• 2.wie sich das Studienvolumen in Leistungspunkten bemisst, 
• 3.wie der Abschlussgrad zu bezeichnen ist, 
• 4.wie das Studium aufgebaut ist und welche Inhalte es umfasst, 
• 5.welche Prüfungs- oder Studienleistungen in den einzelnen Modulen zu 

erbringen sind, 
• 6.ob der erfolgreiche Abschluss eines Moduls Voraussetzung für die Ablegung 

einer Prüfungsleistung in einem darauf aufbauenden Modul ist, 



• 7.innerhalb welcher Zeit die Bachelor- und die Masterarbeit oder sonstige 
schriftliche Abschlussarbeiten anzufertigen sind und welche Rechtsfolgen bei 
Fristüberschreitungen eintreten, 

• 8.wie oft und innerhalb welcher Zeit Prüfungsleistungen wiederholt werden 
dürfen und wie An- und Abmeldungen zu Prüfungen erfolgen, 

• 9.nach welchen Grundsätzen die Prüfungsleistungen zu bewerten sind und 
wie das Gesamtprüfungsergebnis zu ermitteln ist, 

• 10.wie sich die Prüfungsausschüsse zusammensetzen, 
• 11.innerhalb welcher Frist Prüfungsleistungen zu bewerten sind, 
• 12.in welcher Sprache die Prüfungen abgelegt werden, wenn die 

Prüfungssprache nicht Deutsch ist, 
• 13.wie die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 

sowie Praxissemestern, die an einer anderen in- oder ausländischen 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule oder in anderen 
Studiengängen derselben Hochschule, an Vorgängereinrichtungen von 
Fachhochschulen oder einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Berufsakademie des tertiären Bereichs erbracht worden sind, erfolgt, 

• 14.wie außerhalb von Hochschulen erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten 
auf ein Hochschulstudium angerechnet werden, 

• 15.welche Folgen bei Verstößen gegen Prüfungsvorschriften eintreten, 
• 16.durch wen, auf welcher Grundlage und in welchem Verfahren eine 

krankheitsbedingte Prüfungsunfähigkeit festgestellt wird, 
• 17.für welche Lehrveranstaltungen die verpflichtende Teilnahme als 

Prüfungsvoraussetzung gilt. 
3Sofern Prüfungen in elektronischer Form oder in elektronischer Kommunikation 
durchgeführt werden, müssen die Prüfungsordnungen ein datenschutzkonformes 
Prüfungsverfahren gewährleisten, bei dem für alle Prüfungskandidaten vergleichbare 
Bedingungen herrschen. 4Hierfür müssen die Prüfungsordnungen zusätzlich zu Satz 1 und 
2 insbesondere Regelungen 

• 1.zur Sicherung des Datenschutzes, 
• 2.zur eindeutigen Identifikation der Prüfungskandidaten, 
• 3.zur Dokumentation des Prüfungsgeschehens, 
• 4.zur Sicherung der Authentizität und Unveränderlichkeit des 

Prüfungsergebnisses, 
• 5.zur Verhinderung von Missbrauchs- und Täuschungsversuchen, 
• 6.zum Umgang mit technischen Störungen und 
• 7.zur Gewährleistung der technischen Voraussetzungen enthalten. 

(3) Eine verpflichtende Teilnahme der Studierenden an Lehrveranstaltungen darf als 
Prüfungsvoraussetzung nach Absatz 2 Nr. 17 nur geregelt werden, wenn das Lernziel der 
Lehrveranstaltung nur durch die Anwesenheit des Studierenden erreicht werden kann; 
dies ist insbesondere bei einer Exkursion, einem Sprachkurs, einem Praktikum, einer 
praktischen Übung oder einer vergleichbaren Lehrveranstaltung gegeben. 

(4) Prüfungsordnungen müssen Regelungen zur Beachtung 
des Mutterschutzgesetzes und über die Berücksichtigung von Zeiten der Gewährung von 
Elternzeit, von Zeiten der tatsächlichen Pflege eines nach § 7 Abs. 3 PflegeZG nahen 
Angehörigen, dessen Pflegebedürftigkeit nach § 3 Abs. 2 PflegeZG nachgewiesen ist 
sowie für den Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderung und chronischen 
Erkrankungen enthalten. 

(5) 1Die Hochschulen können in den Prüfungsordnungen Fristen für die Erbringung von 
Studien- und Prüfungsleistungen festlegen und bestimmen, dass eine Prüfung als 
endgültig nicht bestanden gilt, wenn geforderte Prüfungsleistungen nicht innerhalb eines 
vorgegebenen Zeitraums erbracht werden und der Studierende dies zu vertreten hat oder 
der Studierende über Prüfungsleistungen täuscht. 2Der Prüfungsanspruch geht verloren, 
wenn der Studierende eine nach der Prüfungsordnung erforderliche Studien- oder 
Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden oder nicht rechtzeitig erbracht hat, es sei 



denn, die Fristüberschreitung ist von dem Studierenden nicht zu vertreten. 3Die 
Hochschulen können in ihren Prüfungsordnungen auch eine Frist festlegen, bis zu der 
sämtliche nach der Studien- und Prüfungsordnung für den Studienabschluss 
erforderlichen Studien- und Prüfungsleistungen erbracht sein müssen; diese Frist darf 
frühestens drei Semester nach der festgesetzten Regelstudienzeit enden. 4Wird die Frist 
nach Satz 3 Halbsatz 1 überschritten, gilt Satz 2 entsprechend. 

(6) 1In den Prüfungsordnungen kann geregelt werden, dass eine erstmals nicht 
bestandene Prüfung als nicht unternommen gilt, wenn sie innerhalb der Regelstudienzeit 
und zu dem in der Prüfungsordnung vorgesehenen Zeitpunkt abgelegt wurde 
(Freiversuch). 2In noch vorhandenen Diplom- und Magisterstudiengängen, in denen eine 
Abschlussprüfung vorgesehen ist, soll ein Freiversuch zugelassen werden; eine im 
Rahmen des Freiversuchs bestandene Abschlussprüfung kann zur Notenverbesserung 
einmal wiederholt werden. 

 
 
 
 
 
 


	§ 32a Online-Prüfungen
	§ 32b Technische Störung
	Art. 84 Prüfungen, Prüfungsordnungen, Verordnungsermächtigung
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Prüfungsformen
	§ 3 Prüfungsmodalitäten
	§ 4 Datenverarbeitung
	§ 5 Authentifizierung
	§ 6 Videoaufsicht bei Fernklausuren
	§ 7 Mündliche und praktische Fernprüfungen
	§ 8 Wahlrecht
	§ 9 Technische Störungen
	§ 10 Übungsklausuren
	§ 11 Hochschulen
	§ 12 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	§ 32 Durchführung von Hochschulprüfungen
	§ 23 Prüfungsordnungen für Hochschulprüfungen; Verordnungsermächtigung
	§ 59 Fernstudium, Multimedia
	§ 62 Prüfungsordnungen
	§ 58 Fernstudium; Online-Lehre
	§ 60 Hochschulprüfungsordnungen
	§ 18 Studiengänge
	§ 23 Elektronische Fernprüfungen
	§ 30 Lehrangebot
	§ 38 Prüfungsordnungen
	§ 7 Prüfungen und Leistungspunktsystem; staatliche Anerkennungen; Studienorientierungsverfahren
	§ 17 Verarbeitung personenbezogener Daten
	§ 3 Aufgaben
	§ 64 Prüfungsordnungen
	§ 17 Studienreform
	§ 60 Studienordnungen
	§ 63 Prüfungen
	§ 5 Aufgaben
	§ 35 Prüfungsordnungen
	§ 9 Lehrangebote, Regelstudienzeiten
	§ 12 Prüfungen
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Prüfungsformen
	§ 3 Prüfungsmodalitäten
	§ 4 Datenverarbeitung
	§ 5 Authentifizierung
	§ 6 Videoaufsicht bei Fernklausuren
	§ 7 Mündliche und praktische Fernprüfungen
	§ 8 Wahlrecht
	§ 9 Technische Störungen
	§ 10 Übungsklausuren
	§ 11 Hochschulen
	§ 12 Inkrafttreten
	§ 51 Prüfungen und Anrechnung außerhalb der Hochschule erworbener Kenntnisse und Fähigkeiten
	§ 46 Ziele des Studiums
	§ 55 Prüfungsordnungen

